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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-309
öffentlich

18.05.2016
Herr Lars Prahler

Windenergieanlagen im Gemeindegebiet Gägelow; 
Grundsatzbeschluss zur positiven Begleitung eines 
Zielabweichungsverfahrens
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

31.05.2016 Gemeindevertretung Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung nimmt das Konzept zur Errichtung von Windenergieanlagen im 
Zuge eines Zielabweichungsverfahrens i.S.v. § 6 Raumordnungsgesetz oder ggf. 
Raumordnungsverfahren gem. § 15 LPlG gem. der Fa. __________ zustimmend zur 
Kenntnis und beauftragt den Bürgermeister, exklusiv mit diesem Unternehmen in 
Verhandlungen zwecks gemeinsamer Durchführung ggf. erforderlicher städtebaulicher 
Planungen sowie zum Abschluss eigentumsrelevanter Verträge bezüglich betroffener 
Gemeindegrundstücke zu treten. 

  
Sachverhalt: 
Der Bürgermeister hat am 01.06.2016 gegen den gefassten Beschluss vom 31.05.2016 
Widerspruch eingelegt. Dem Widerspruch wurde in der Sitzung am 28.06.2016 
stattgegeben. Die Beschlussvorlage steht somit erneut zur Abstimmung.

In der Gemeindevertretung werden voraussichtlich zwei Unternehmen, die Fa. Enercon aus 
Rostock sowie das Unternehmen St. Michaelisdonn ihre jeweiligen Konzepte zur Errichtung 
von Windenergieanlagen im Gemeindegebiet Gägelow vorstellen. Die Umsetzung dieser 
Vorhaben wird von beiden Unternehmen im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens gem. 
§ 6 Raumordnungsgesetz beabsichtigt. 

Nach Auskunft des dafür zuständigen Energieministeriums macht aktuell das Ministerium die 
positive Begleitung eines Zielabweichungsverfahrens davon abhängig, dass die betroffene 
Gemeinde ihre Zustimmung hierzu erteilt und zudem ein städtebauliches Verfahren, je nach 
Fall eine Änderung des Flächennutzungsplans oder die Aufstellung eines Bebauungsplans 
begleitend durchführt. Eine gesetzliche Grundlage für diese Vorgehensweise gibt es indes 
nicht, vielmehr stellt nach dem Wortlaut der gesetzlichen Grundlage das 
Zielabweichungsverfahren eine ministeriale Entscheidung nach interner Ressortabstimmung 
dar. Ein Raumordnungsverfahren ist ebenfalls denkbar, lässt aber in Bezug auf die Rolle des 
gemeindlichen Einvernehmens gleiche Schlüsse zu. 

Die aktuelle Auffassung des Energieministeriums lässt demnach die Schlussfolgerung zu, 
dass der gemeindliche Wille maßgeblich über die Umsetzung eines 
Zielabweichungsverfahrens entscheidet. Dieser Beschluss möge also dazu dienen, diesen 
gemeindlichen Willen grundsätzlich zu erklären, um im Anschluss die weiteren Schritte 
einzuleiten oder bei negativer Beschlussfassung das Ministerium darüber zu informieren, 
dass die Gemeinde keine positive Begleitung des Zielabweichungsverfahrens in Aussicht 
stellt. 
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Die Gemeinde wäre bei beiden Konzepten der Unternehmen voraussichtlich auch dadurch 
betroffen, dass das gemeindeeigene Flurstück 103/1, Flur 1 in der Gemarkung Gägelow ggf. 
als Standort ausgewiesen wird. Dies wäre privatrechtlich zu regeln, vorzugsweise durch 
einen Pacht- bzw. Nutzungsvertrag, der im Anschluss final auszuhandeln und von der 
Gemeindevertretung zu beraten und zu beschließen wäre.  

Ferner wird in Kürze voraussichtlich das sog. Beteiligungsgesetz für Windenergieanlagen in 
Kraft treten, das in verschiedenen Modellen eine Gemeinde- und Bürgerbeteiligung 
verbindlich vorschreibt. Insofern ist zu erwarten, dass die Gemeinde über 
Beteiligungsmodelle oder Abgabenzahlungen Erträge aus den neu errichteten 
Windenergieanlagen erzielen kann. 

Beiden Unternehmen ist separat zur offiziellen Einladung zur Gemeindevertretung ein 
Schreiben zugesendet worden, in dem das beabsichtigte Verfahren zur Entscheidung der 
Gemeindevertretung vorgestellt wird sowie um einen Vortrag im Rahmen der 
Gemeindevertretung mit konkreten Inhalten gebeten wird. Schriftliche Unterlagen sollen den 
Gemeindevertretern in diesem Zusammenhang zur Verfügung gestellt werden. 

Nähere Auskünfte zu den jeweiligen Konzepten werden demnach mündlich in der 
Gemeindevertretung gegeben. 

Der Grundsatzbeschluss ermächtigt den Bürgermeister zur Vorbereitung vertraglicher 
Vereinbarungen zur Regelung des weiteren gemeinsamen Procedere sowie zur Nutzung des 
gemeindeeigenen Grundstücks exklusiv mit einem der zur Rede stehenden Unternehmen. 
Diese Verträge sind im Anschluss von der Gemeinde erneut zu beraten und Beschluss zu 
fassen. 

  

Finanzielle Auswirkungen:  
Dieser Grundsatzbeschluss erzeugt keine Aufwendungen oder Erträge für die Gemeinde. 
Darauf aufbauende Beschlüsse werden nennenswerte Auswirkungen für den kommunalen 
Haushalt beinhalten.  

Anlage/n:  beide Anschreiben an die betreffenden Unternehmen in Vorbereitung der 
Gemeindevertretung 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-311
öffentlich

02.06.2016
G. Matschke

Änderung des Beschlusses vom 28.06.2016 zur VO/13GV/2016-311 
zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow
hier: Erneuter Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

21.06.2016 Bauausschuss Gägelow
28.06.2016 Gemeindevertretung Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschließt, den Beschluss vom 28.06.2016 aufzuheben und 
wie folgt neu zu fassen:

1)    Die Gemeindevertretung Gägelow billigt den vorliegenden Entwurf der 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes und den Entwurf der Begründung inkl. Umweltbericht gemäß 
Anlagen. 

2)    Die Gemeindevertretung beschließt, den Entwurf der 3. Änderung des Flächennutzungs-
planes einschließlich der Begründung inkl. Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich auszulegen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind von der 
Auslegung zu benachrichtigen und zur Abgabe einer Stellungnahme aufzufordern (§ 4 Abs. 2 
BauGB).

3)    Die Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses.

  
Sachverhalt: 
Der Beschluss vom 28.06.2016 ist aus folgenden Gründen aufzuheben, da zum Einen 
die vorgeschlagene Änderung zur Ergänzung des Waldschutzabstandes nicht 
erforderlich ist und zum Anderen ein Mitwirkungsverbot des Vorschlagenden gemäß   
§ 24 KV M-V bestand.     Zur Vermeidung eines Verfahrensfehlers wird daher der 
Gemeindevertretung empfohlen, den Beschluss vom 28.06.2016 aufzuheben und neu 
zu fassen.

Nachdem die Gemeindevertretung den Vorentwurf der 3. Änderung des Flächennutzungs-
planes am 01.07.2014 gebilligt hatte, wurden zwischen dem 28.07.2014 und dem 
29.08.2014 die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) sowie der Nachbargemeinden 
durchgeführt.
Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurden durch die Träger öffentlicher Belange sowie 
auch durch die Bürger der Gemeinde zahlreiche Bedenken zu dem vorgelegten Vorentwurf 
des Flächennutzungsplanes geäußert.
Im Vordergrund standen dabei die Erweiterung der Sondergebietsflächen für Windkraftanla-
gen südöstlich von Stofferstorf und die Tatsache, dass die im Plan dargestellten Ausgleichs-
flächen teilweise nicht zur Verfügung stehen.
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Aufgrund dieser Stellungnahmen wurden im Rahmen der Erarbeitung des vorliegenden Ent-
wurfs folgende Änderungen vorgenommen:
- Das dargestellte sonstige Sondergebiet "Windenergieanlagen" (Vorentwurf Fläche 3) 

wird reduziert und entspricht jetzt in seiner Ausdehnung dem im Regionalen 
Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (2011) dargestellten Eignungsgebiet 
Windenergieanlage. Die Reduzierung betrifft insbesondere den nordwestlichen 
Bereich des ursprünglich ausgewiesenen Sondergebietes.

- Die ursprünglich vorgesehene Darstellung einer Ausgleichfläche südlich der Ortslage 
Gägelow (Vorentwurf Fläche 4) entfällt vollständig aufgrund fehlender 
Flächenverfügbarkeit.

- Die Ausgleichsfläche südlich von Weitendorf wird aus demselben Grund um rd. die 
Hälfte reduziert (Vorentwurf Fläche 6).

Der so geänderte Entwurf soll nun öffentlich ausgelegt und zur erneuten Beteiligung 
der TÖB versendet werden.

 

Finanzielle Auswirkungen:  
Im Haushalt 2016 sind für die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes Mittel eingestellt.

 
Anlage/n:  

- Entwurf der 3. Änderung des F-Planes der Gemeinde Gägelow einschließlich 
Begründung und Umweltbericht

 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Teil A - Begründung 
 
 
1 Einleitung 
 
1.1 Planungsanlass und Planungsziele 
 
Seit der Rechtskraft des Flächennutzungsplanes und der Erarbeitung der ersten und 
zweiten Änderung wurden in der Gemeinde Gägelow, neben weiteren Themen der 
Gemeindeentwicklung, insbesondere der bestehende Windpark östlich der Ortslage 
Stofferstorf, die Erweiterung des bestehenden gemeindlichen Flächenpools für Aus-
gleichsmaßnahmen sowie die Entwicklung der Wohnbauflächen in den Ortsteilen der 
Gemeinde diskutiert. 
 
Wichtige aktuelle Baugebietsentwicklungsvorhaben, wie z.B. die Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 11 in Proseken, erfordern eine Reduzierung von möglichen 
Wohneinheiten an anderer Stelle. Darüber hinaus steht die Gemeinde Gägelow in 
der Verpflichtung, landesplanerische Maßgaben zur Wohnbauflächenreduzierung 
auch aus zurückliegenden Planverfahren z.B. in Gressow und Jamel zu erfüllen. 
 
Mit den Planungen zur Windparkentwicklung, der Reduzierung von Wohnbauflächen 
in der Ortslage Gressow, durch die Teilaufhebungen der Bebauungspläne Nr. 6a und 
Nr. 6 und durch die Rücknahme von Wohnbauflächen in der Ortslage Jamel sowie 
der Erweiterung des Flächenpools für Ausgleichsmaßnahmen werden bzw. wurden 
Planungen eingeleitet bzw. fortentwickelt, die mit den städtebaulichen Zielen der 
Gemeinde übereinstimmen, allerdings 
 
- neue Vorhaben darstellen, 
- geänderte Planungsziele beinhalten, die durch geänderte städtebauliche Rah-

menbedingungen bedingt sind, 
- aufgrund geplanter Investitionsvorhaben erforderlich sind und einen entspre-

chenden Flächenbedarf begründen. 
 
Soweit diese neuen oder geänderten Planungsziele bzw. Vorhaben nicht mit den 
bisherigen Flächenausweisungen im Flächennutzungsplan übereinstimmen, ist eine 
Änderung bzw. Anpassung des Flächennutzungsplanes erforderlich, um dem Ent-
wicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB zu entsprechen. 
 
Die Wohnbauflächenreduzierung in Gressow (Geltungsbereiche 1 und 2) geht ur-
sprünglich auf die 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 zurück. Die Gemeinde 
hatte mit dieser Änderung einen Teilbereich des Bebauungsplanes, der als einge-
schränktes Gewerbegebiet ausgewiesen war, in ein Allgemeines Wohngebiet umge-
widmet. Diese Wohnbauflächenerweiterung fand nur unter der Voraussetzung die 
landesplanerische Zustimmung, dass an anderen Orten, insbesondere in Gressow, 
eine Flächenreduzierung vorgenommen wurde. Mit der Aufnahme der Änderungsbe-
reiche 1 und 2 kommt die Gemeinde dieser landesplanerischen Maßgabe nach. In-
zwischen wurde in der Ortslage Gressow ein Teil des rechtskräftigen Bebauungspla-
nes Nr. 6 im Mai 2012 teilaufgehoben. Weitere Entwicklungsvorhaben, die noch Be-
standteil des wirksamen Flächennutzungsplanes sind, wurden durch die Gemeinde 
nicht mehr weiterverfolgt (Bebauungsplan Nr. 8). Diese geänderten Entwicklungszie-
le der Gemeinde führen zu einer erheblichen Reduzierung der im Ursprungsplan 
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dargestellten Wohnbauflächen im Ortsteil Gressow. Eine weitere Teilaufhebung ist 
darüber hinaus bezüglich des Bebauungsplanes Nr. 6a geplant. Auch die Rücknah-
me der im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen in Jamel 
(Geltungsbereich 5) dient dem Ziel der Reduzierung von Wohneinheiten in den Orts-
teilen. Zukünftig soll der Entwicklungsschwerpunkt für den Bereich Wohnen überwie-
gend in den Ortsteilen Proseken und Gägelow als Hauptwohnstandorte der Gemein-
de Gägelow konzentriert werden. Dies bedingt, dass für die hier geschaffenen 
Wohnstandorte in anderen Bereichen der Gemeinde ungenutzte oder aus verschie-
denen Gründen nicht mobilisierbare bzw. nicht benötigte Baulandpotenziale abge-
baut werden. 
 
Mit der Erweiterung des Sondergebietes für Windenergieanlagen östlich der Ortslage 
Stofferstorf (Geltungsbereich 3) verfolgt die Gemeinde die Zielsetzung, auf der Ebe-
ne der Flächennutzungsplanung eine Anpassung an die im geltenden Regionalen 
Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg (RREP WM, 2011) ausgewiese-
nen Eignungsgebiet für Windenergieanlagen mit der Bezeichnung "Nr. 4 Gägelow - 
I/58/11". Die Bestandspflege des vorhandenen Windparks entspricht dem Ziel der 
Gemeinde, den Ausbau der regenerativen Energieproduktion durch Windkraftanla-
gen auch auf dem eigenen Gemeindegebiet aktiv zu unterstützen und damit einen 
wichtigen kommunalen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Der Flächennutzungs-
plan bildet auch die rechtliche Voraussetzung für die Errichtung einer kommunalen 
Anlage. 
 
Die Einrichtung eines kommunalen Flächenpools für Ausgleichsmaßnahmen wurde 
von der Gemeinde schon im Rahmen der 1. Änderung des F-Planes vorgenommen. 
Ursprünglich war daran gedacht, die für acht Windenergieanlagen im Windpark not-
wendigen Ausgleichsmaßnahmen sowie Ausgleichsmaßnahmen für die Bebauungs-
pläne Nr. 5 und Nr. 10 in diesem Pool zu realisieren. Weiterhin sollten Ausgleichs-
maßnahmen für kleinere Bauleitpläne in diesem Bereich realisiert werden. 
 
Diese Planungsabsicht hat sich nur zu einem Teil realisieren lassen. Zwar wurden in 
der Vergangenheit die Kompensationsmaßnahmen für die B-Pläne 5 und 10 sowie 
für weitere Planungen innerhalb des Flächenpools umgesetzt, die Ausgleichsmaß-
nahmen für die nach § 35 BauGB genehmigten Windenergieanlagen wurden jedoch 
nicht an diesen Stellen umgesetzt. Die Gemeinde beabsichtigt auch nicht mehr, den 
Flächenpool für diese Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 
 
Dies hatte zur Folge, dass innerhalb des Flächenpools mit einer Gesamtgröße von 
ca. 31 ha ca. 7 ha für Ausgleichsmaßnahmen herangezogen wurden. 24 ha standen 
für weitere Maßnahmen zur Verfügung. Im Rahmen einer interkommunalen Zusam-
menarbeit hat die Gemeinde den größten Teil dieser Flächenreserve der Stadt Wis-
mar zur Verfügung gestellt. Um zukünftig auf Ausgleichsflächen zurückgreifen zu 
können, beabsichtigt die Gemeinde nun, den Flächenpool zu erweitern. Dieser Er-
weiterung dienen die Änderungen in den Geltungsbereichen 5 und 6.  
 
Nachdem die Gemeindevertretung den Vorentwurf der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes am 01.07.2014 gebilligt hatte, wurden zwischen dem 28.07.2014 und 
dem 29.08.2014 die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und die frühzeitige Beteili-
gung der Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) sowie der 
Nachbargemeinden durchgeführt. 
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Im Rahmen des o.g. Beteiligungsverfahrens wurden durch die Träger öffentlicher 
Belange sowie auch durch die Bürger der Gemeinde zahlreiche Bedenken zu dem 
vorgelegten Vorentwurf des Flächennutzungsplanes geäußert. 
Im Vordergrund standen dabei die Erweiterung der Sondergebietsflächen für Wind-
kraftanlagen südöstlich von Stofferstorf und die Tatsache, dass die im Plan darge-
stellten Ausgleichsflächen teilweise nicht zur Verfügung stehen. 
Aufgrund dieser Stellungnahmen wurden im Rahmen der Erarbeitung des vorliegen-
den Entwurfs folgende Änderungen vorgenommen: 

- Das dargestellte sonstige Sondergebiet "Windenergieanlagen" (Vorentwurf/ Ent-
wurf Fläche 3) wird reduziert und entspricht jetzt in seiner Ausdehnung dem im 
Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (2011) dargestellten 
Eignungsgebiet Windenergieanlage. Die Reduzierung betrifft insbesondere den 
nordwestlichen Bereich des ursprünglich im Vorentwurf ausgewiesenen Sonder-
gebietes. 

- Die ursprünglich vorgesehene Darstellung einer Ausgleichfläche südlich der 
Ortslage Gägelow (Vorentwurf Fläche 4) entfällt vollständig aufgrund fehlender 
Flächenverfügbarkeit. 

- Die Ausgleichsfläche südlich von Weitendorf wird aus demselben Grund um rd. 
die Hälfte reduziert (Vorentwurf Fläche 6/ Entwurf Fläche 5). 

 
 
1.2 Plangrundlagen, Planverfahren, Raumordnung 
 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow in der Fassung der 2. Änderung 
bildet die Grundlage der vorliegenden Planung. Der Ursprungsplan wurde am 
13.4.1999 vom Ministerium für Arbeit und Bau Mecklenburg-Vorpommern genehmigt 
(Teilgenehmigung) und wurde nach der Bestätigung der Maßgabenerfüllung und 
Ausräumung des Teilversagungsgrundes durch Veröffentlichung am 04.09.1999 
wirksam. 
 
Die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde am 29.01.2002 von der Ge-
meinde beschlossen, mit Schreiben vom 29.04.2002 vom Ministerium für Arbeit und 
Bau M-V genehmigt und am 05.07.2002 durch Bekanntmachung der Genehmigung 
wirksam. Die 2. Änderung des F-Planes wurde am 21.02.2006 von der Gemeinde 
beschlossen und am 25.06.2006 wirksam. 
 
Grundlagen für die Erarbeitung der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes sind der 
Aufstellungsbeschluss der Gemeindevertretung vom 22.11.2005 sowie die ergän-
zenden Aufstellungsbeschlüsse vom 24.05.2006, 17.07.2007 und 01.11.2007. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist vom 
21.05.2007 bis zum 01.06.2007 durch eine öffentliche Auslegung der Planung wäh-
rend der Dienststunden im Bauamt des Amtes Grevesmühlen-Land durchgeführt 
worden. Parallel dazu wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, beteiligt. 
 
Nach Abschluss des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens wurde ein Entwurf erarbei-
tet, der von der Gemeindevertretung am 01.06.2007 gebilligt und zur Auslegung be-
stimmt wurde. Die öffentliche Auslegung des Planes erfolgte daraufhin zwischen dem 
28.11.2007 und 02.01.2008. Auch hier wurden parallel zur Auslegung die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
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Das Aufstellungsverfahren über die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde 
nach Abschluss der öffentlichen Auslegung 2008 von der Gemeinde Gägelow unter-
brochen und im Jahr 2014 wiederaufgenommen. Aufgrund der langen Unterbrechung 
und der geänderten Rechtsgrundlagen wurde das Aufstellungsverfahren mit der er-
neuten Billigung des Vorentwurfs am 01.07.2014 und der erneuten frühzeitigen Be-
teiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Öffent-
lichkeit zwischen dem 28.07.2014 und dem 29.08.2014 fortgesetzt. 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die 3. Änderung sind: 
 

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.9.2004 (BGBl. I S. 2414), einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen, 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.1.1990 (BGBl. I S. 133), einschließlich aller rechtsgültigen Änderun-
gen, 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
einschließlich aller rechtsgültigen Änderungen. 

 
Als Grundlagen dienen weiterhin die sonstigen aktuellen bau- und planungsrechtli-
chen Vorschriften und Richtlinien. 
 
Die Planzeichnung, die Planzeichenerklärung und die Begründung orientieren sich 
am wirksamen Flächennutzungsplan. Sämtliche Planungsinhalte und Erläuterungen 
der nicht von der 3. Änderung betroffenen Teile des wirksamen Flächennutzungspla-
nes in der Fassung der 2. Änderung gelten uneingeschränkt weiterhin fort.  
 
Die Gemeinde Gägelow liegt im Norden der Region Westmecklenburg und ist mit 
Wirkung vom 01.01.2005 dem Amt Grevesmühlen-Land beigetreten. Damit ist die 
Gemeinde Teil der Verwaltungsgemeinschaft Grevesmühlen. Gemäß der Einordnung 
des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg (RREP WM, 
2011) befindet sich die Gemeinde im Stadt-Umland-Raum der Hansestadt Wismar, 
im Tourismusschwerpunktraum, im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und teilweise im 
Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege. Im Gemeindegebiet leben 
2566 Einwohner (Stand 31. Dez. 2012). 
 
Östlich der Ortslage Stofferstorf ist im RREP WM ein Eignungsgebiet für Windener-
gieanlagen mit der Bezeichnung "Nr. 4 Gägelow - I/58/11" ausgewiesen. Das Gebiet 
umfasst insgesamt eine Fläche von 90 ha, wovon der überwiegende Teil auf dem 
Gebiet der Gemeinde Gägelow liegt. Dieser Teil ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan schon überwiegend als Sondergebiet für Windenergieanlagen dargestellt und 
auch Gegenstand des Geltungsbereichs 3 der 3. Änderung des Flächennutzungs-
planes. 
 
Durch die Erweiterung des Sondergebiets in Richtung Südosten erfolgt eine Konkre-
tisierung des Eignungsgebietes auf der Ebene der Flächennutzungsplanung und eine 
Anpassung an die Darstellung im geltenden RREP. Es erfolgt durch diese Änderung 
keine Annäherung der Anlagen an Siedlungsflächen. Die kürzesten Entfernungen zu 
den umliegenden Dörfern und Siedlungen betragen ca. 0,8 - 1,5 km. 
 
Durch die Lage der Gemeinde im Stadt-Umland-Raum der Hansestadt Wismar und 
aufgrund zentraler Aussagen des Rahmenplanes für den Stadt-Umland-Raum (Au-
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gust 2011) insbesondere zur Entwicklung der Wohnbauflächen, hat sich die Gemein-
de intensiv mit den bestehenden raumordnerischen und landesplanerischen Zielen 
auseinandergesetzt. Im Rahmen der Abstimmungen zum Bebauungsplan Nr. 11 
"Wohngebiet Proseken-Süd" wurde der Gemeinde mitgeteilt, dass derzeit noch 
raumordnerische Belange der Planung entgegenstehen. Die auch von der Gemeinde 
Gägelow unterzeichnete Stadt-Umland-Vereinbarung steht der Umsetzung des Be-
bauungsplanes möglicherweise derzeit entgegen, weil der Gemeinde im Rahmen 
des sogenannten Eigenbedarfs keine zusätzlichen Wohneinheiten mehr zustehen. 
Um die geplante Erweiterung der Wohnbaulandflächen im Sinne der Stadt-Umland-
Vereinbarung zu begrenzen und um die Ziele der Raumordnung in ausreichendem 
Maße zu berücksichtigen, sind Wohnbaupotentiale, die an anderen Orten gebunden 
sind, innerhalb des Gemeindegebietes neu zu ordnen. Die Gemeindevertretung er-
klärte daher mit dem Beschluss über die Billigung des Vorentwurfs des Bebauungs-
planes 11 ihre Absicht, den Bebauungsplan Nr. 21 „Hühnerberg“ in der Fassung der 
1. Änderung und Ergänzung aufzuheben. Darüber hinaus sollen noch unbebaute 
Teile des Bebauungsplanes Nr. 6a „Ortslage Gressow“ ebenfalls aufgehoben wer-
den. Die Gemeinde nimmt ferner von ihren Planungsabsichten am „Prosekener 
Grund“ Abstand. Der entsprechende Aufstellungsbeschluss vom 19.06.2007 zum 
Bebauungsplan Nr. 20 soll daher aufgehoben werden. Gemeinsam mit den Flächen 
der nicht rechtskräftigen Bebauungspläne in Jamel (Bebauungspläne Nr. 7 und Nr. 
19) sollen die entsprechenden Bauflächen auch im Flächennutzungsplan zurückge-
nommen werden. 
 
Die geänderten Zielsetzungen für die Ortslagen Gressow und Jamel sind daher in die 
3. Änderung des Flächennutzungsplanes eingeflossen. Für die Flächen der Bebau-
ungspläne Nr. 20 und Nr. 21 ist dies nicht notwendig, da sie nicht Bestandteil des 
wirksamen Flächennutzungsplanes sind. 
 
Über diese grundsätzlichen Aussagen hinaus, hat sich die Gemeinde Gägelow so-
wohl bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 11 als auch bei der Aufstellung 
der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den planerischen Konsequenzen 
und Erfordernissen des Rahmenplanes für den Stadt-Umland-Raum Wismar und der 
daraus abgeleiteten Kooperationsvereinbarung zwischen den beteiligten Gemeinden 
auseinandergesetzt. 
 
Dabei stellt die Gemeinde fest, dass das Hauptmotiv des Rahmenplanes sicherlich 
nicht in der Sicherung von monetären Aspekten liegen kann. Eine Absicherung von 
Schlüsselzuweisungen je Einwohner ist nicht in der Lage, fachlich begründete Stadt-
entwicklung zu ersetzen. Ebenso wenig erscheint es fachlich belastbar, die Entwick-
lung des Kerngebietes an, historisch betrachtet, eher zufällig gewählten Stadtgren-
zen enden zu lassen.  
 
Deutlich eher zielführend scheint es zu sein, sich der Bestimmung von Funktions-
räumen zu widmen, deren Grenzen in begründeten Einzelfällen auch von den Stadt-
grenzen der Kernstadt abweichen können. Dies führt dazu, dass eine beabsichtigte 
Entwicklung nicht allein deshalb fehlerbehaftet ist, weil sie geringfügig diesseits oder 
jenseits einer kommunalen Grenze geplant ist. Vielmehr ist als Beurteilungskriterium 
heranzuziehen, ob diese Entwicklung in der Lage ist, den Funktionsraum des Kern-
gebietes zu stärken.  
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Vor diesem Hintergrund stellt die Gemeinde Gägelow fest, dass der Anspruch einer 
Kernstadt, die bauliche Entwicklung eines Stadt-Umland-Raumes nahezu vollständig 
auf ihr Stadtgebiet zu projizieren, fachlich eindeutig zu kurz greift. Dieses Argument 
läuft auch nicht allein deshalb ins Leere, weil der Rahmenplan des Stadt-Umland-
Raumes im Wesentlichen auf einer solchen Annahme fußt.  
 
Die Gemeinde Gägelow unterstützt die interkommunale Abstimmung bei der Auswei-
sung neuer Baugebiete. Sie möchte jedoch darüber hinaus auch einen Beitrag leis-
ten, die genannten Funktionsräume zu definieren und gegenüber anderen Räumen 
abzugrenzen. 
 
Ein wesentliches Merkmal eines Funktionsraumes ist die intensive innergebietliche 
Verflechtung. Damit ist auch gleichzeitig ein wichtiges Kriterium für eine Funktions-
raumdefinition genannt. Hier sind Dinge wie z.B. die Vernetzung mit Angeboten des 
öffentlichen Personennahverkehrs, die Vernetzung der Verkehrsinfrastrukturanlagen, 
die Verflechtungen bei Dienstleistungen von Handwerk und Gewerbe, die Ein- und 
Auspendler zwischen Wohnort und Arbeitsplatz sowie das Vorhalten von sonstigen 
Angeboten für andere Gebiete innerhalb des Stadt-Umland-Raumes zu betrachten. 
Anhand dieser Aufzählung, die an dieser Stelle keinen Anspruch auf Vollständigkeit 
erhebt, wird deutlich, dass z.B. die innerhalb des Stadt-Umland-Raumes Wismar lie-
genden Gemeinden Barnekow, Dorf Mecklenburg, Hornstorf, Krusenhagen, Lübow, 
Metelsdorf und Zierow nicht dem Funktionsraum Wismar zuzurechnen sind.  
 
Diese Betrachtung führt bei der Gemeinde Gägelow zu anderen Ergebnissen. Zwar 
wird auch hier deutlich, dass die Ortslagen Gressow, Jamel, Weitendorf und Wolde 
außerhalb des Funktionsraumes liegen und somit in diesen Bereichen eine weitere 
Bauflächenentwicklung ausgeschlossen werden soll. Die Ortslagen Gägelow und 
Proseken gehören jedoch zweifelsfrei zu dem genannten Funktionsraum Wismar. 
 
In den Gewerbegebieten Gägelow hat eine Vielzahl von Unternehmen einen tragfä-
higen Standort gefunden. Sie bieten hunderten von Einwohnern der Stadt Wismar 
und anderer Gemeinden im Stadt-Umland einen Arbeitsplatz. Mit dem MEZ und dem 
Möbelmarkt besitzt Gägelow Betriebe, die ein Warenangebot führen, dass insgesamt 
von den Einwohnern des SUR Wismar regelmäßig genutzt wird. An dieser Stelle sol-
len auch die medizinischen und touristischen Angebote nicht unerwähnt bleiben. Der 
Ärzte- und Hotelstandort Gägelow dient auch der Versorgung der Hansestadt und 
des Umlandes. Die Ortslage Proseken ist einer der Hauptwohnstandort der Gemein-
de Gägelow und bietet den Einwohnern des Funktionsraumes Wismar Wohnangebo-
te, die im Kerngebiet insbesondere hinsichtlich der Preisstruktur nicht vorhanden 
sind.  
 
Die Ausformung des Funktionsraumes Wismar deutlich über die westlichen Stadt-
grenzen hinaus, lässt sich aus städteplanerischer Sicht auch an der Entwicklung seit 
der politischen Wende ablesen. Aufgrund der Lage zu überörtlichen Verkehrswegen, 
aufgrund der relativen Nähe zum schleswig-holsteinischen Oberzentrum Lübeck hat 
die Wohn- und Gewerbeentwicklung im Bereich Wismar im Wesentlichen westlich 
des Stadtzentrum stattgefunden. Baugebietsausweisungen im östlichen Stadtgebiet 
erfuhren bislang keine prioritäre Nachfrage. An dieser Stelle soll jedoch nicht uner-
wähnt bleiben, dass die Fertigstellung der östlichen Tangente hier zu positiven Ver-
änderungen geführt hat.  
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In der zusammenfassenden Bewertung der vorgebrachten Argumente kommt die 
Gemeinde Gägelow zu dem Ergebnis, dass die Anwendung der Eigenbedarfsrege-
lung für den Gägelower Teil (hier: Ortslagen Proseken und Gägelow) des Funktions-
raums Wismar aus regionalplanerischer Sicht kontraproduktiv und im Ergebnis nicht 
geeignet ist, den Funktionsraum Wismar zu stärken. Da die Kernstadt Wismar ohne 
den gesamten Funktionsraum über eine reduzierte Leistungsfähigkeit verfügt, wird 
sie von einem gestärkten Funktionsraum ebenfalls profitieren. 
 
 
1.3  Planungsvorgaben und Hinweise 
 
In der Änderungsfläche 3 der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes befindet sich 
ein besonders geschütztes Bodendenkmal (D2). Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten 
muss die fachgerechte Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale sicherge-
stellt werden. Die Kosten für diese Maßnahmen trägt der Verursacher des Eingriffs  
§ 6 Abs. 5 Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V). Über die Aussicht genommenen 
Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bodendenkmale ist das Landes-
amt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unter-
richten. 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere Denkmalschutz-
behörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Bodendenk-
malpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf 
Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
 
2 Inhalt der Flächennutzungsplanänderung 
 
2.1 Geltungsbereich 1: Reduzierung von Wohnbauflächen im westlichen 

Ortsrandbereich der Ortslage Gressow 
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Wie in Kapitel 1 schon beschrieben, ist die Reduzierung von Wohnbauflächen in bis-
her unbebauten Bereichen der Ortslage Gressow ein wichtiger Baustein bezüglich 
der Neuordnung der Wohnbauflächenentwicklung im Gemeindegebiet. 
 
Schon die Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 6, die Gegenstand des Gel-
tungsbereiches 1 der vorliegenden Änderung des Flächennutzungsplanes ist, erfolg-
te aufgrund einer Neuorientierung der Gemeinde bzgl. der Neuausweisung von 
Wohnbauflächen. Am 21.02.2006 hatte die Gemeindevertretung Gägelow die Sat-
zung über 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 "Mischgebiet am Priestersee" 
beschlossen. Gegenstand der Planung war die Umwidmung einer Teilfläche des ein-
geschränkten Gewerbegebietes in ein Allgemeines Wohngebiet. Mit Schreiben vom 
12.01.2006 teilte das Amt für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg 
der Gemeinde mit, dass das Vorhaben mit den Zielen der Raumordnung und Lan-
desplanung vereinbar ist. Diese landesplanerische Zustimmung war jedoch an die 
Bedingung geknüpft, dass die Gemeinde an anderen Stellen Wohnbauflächen zu-
rücknimmt. Die Gemeindevertretung hat sich bereits im Vorfeld der Stellungnahme 
mit dem Amt für Raumordnung und Landesplanung dahingehend verständigt, dass 
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die geforderte Rücknahme von Wohnbauflächen in der Ortslage Gressow erfolgen 
wird. Im Mai 2012 erfolge der Satzungsbeschluss über die Teilaufhebung des Be-
bauungsplanes Nr. 6. Betroffen war ein ca. 2,9 ha großes Teilgebiet. Die ursprüng-
lich vorgesehenen möglichen 15 - 17 Einfamilienhausstandorte wurden durch die 
Teilaufhebung zurückgenommen. Zielsetzung der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes ist es daher, entsprechend des Geltungsbereiches der angesprochenen 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 6, die dargestellte Wohnbaufläche in eine 
Fläche für die Landwirtschaft umzuwidmen. 
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Im Geltungsbereich 1 werden Flächen für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 
BauGB dargestellt. Die bisherige Darstellung von Wohnbauflächen entfällt. 
 
 
2.2 Geltungsbereich 2: Reduzierung von Wohnbauflächen im östlichen und 

südlichen Ortsrandbereich der Ortslage Gressow  
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Am östlichen Ortsrand von Gressow, im Bereich des Geltungsbereiches 2, hatte die 
Gemeinde in der Vergangenheit Erweiterungsflächen für den Wohnungsbau vorge-
sehen, die Eingang in die Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes ge-
funden haben. Mit dem Bebauungsplan Nr. 8 "Gressow-Ost" beabsichtigte die Ge-
meinde, diese Erweiterungsflächen zu aktivieren. Der Bebauungsplan befand sich 
seit 1993 im Aufstellungsverfahren und beinhaltete Flächen für weitere ca. 20 Wohn-
gebäude. Ebenfalls im Zusammenhang mit den o.g. landesplanerischen Abstimmun-
gen zur 4. Änderung des B-Planes Nr. 14 hat die Gemeinde beschlossen, dass Auf-
stellungsverfahren über den Bebauungsplan Nr. 8 einzustellen und die im Flächen-
nutzungsplan dargestellte Erweiterungsfläche zurückzunehmen. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 6a "Gressow-Süd", der ebenfalls im Geltungsbereich 2 von 
der vorliegenden 3. Änderung des Flächennutzungsplanes betroffen ist, wurde im 
November 2004 rechtskräftig. Mit diesem Bebauungsplan sollte die südliche Ortslage 
abgerundet und die städtebauliche Situation in einem zentralen Bereich der Ortslage 
abschließend geordnet werden. Durch die Aufgabe des Trinkwasserbrunnens und 
dessen Umbau zu einem Pumpwerk konnte die Bebauung bis an die Grundstücks-
grenze des Pumpwerkes herangezogen werden. 
 
Im Rahmen der raumordnerischen Abstimmungen im Zusammenhang mit der Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 11 in Proseken, hat die Gemeinde entschieden, 
für die bisher nicht bebauten Flächen des Bebauungsplanes 6a ein Änderungsver-
fahren mit der Zielsetzung einer Teilaufhebung durchzuführen. Die für diesen Bereich 
im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen werden in Flä-
chen für die Landwirtschaft umgewidmet. Durch diese Teilaufhebung werden ca. 10 
weitere Standorte für Einfamilienhäuser in Gressow zurückgenommen, die nunmehr 
dem Bebauungsplan Nr. 11 zugeordnet werden können. 
 
Die im geltenden Flächennutzungsplan als öffentliche Parkanlage dargestellte Grün-
fläche konnte als verschieden Gründen nicht verwirklicht werden, so dass sie künftig 
entfallen kann. Die Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen mit der Zweckbestim-
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mung "Wasser" wird entsprechend der tatsächlichen Nutzung als Pumpwerk redu-
ziert. 
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Im Geltungsbereich 2 wird eine Wohnbaufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO 
sowie Flächen für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB dargestellt. Tei-
le der bisher dargestellten Wohnbauflächen, sowie die öffentliche Parkanlage entfal-
len und werden in Flächen für die Landwirtschaft umgewidmet. 
 
 
2.3 Geltungsbereich 3: Erweiterung des Sondergebietes "Windenergieanla-

gen" östlich der Ortslage Stoffersdorf 
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Östlich der Ortslage Stofferstorf befindet sich ein bestehender Windpark. Der über-
wiegende Teil des Windparks befindet sich im Gebiet der Gemeinde Gägelow inner-
halb des im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellten Sondergebietes für 
Windenergieanlagen. Das Sondergebiet für Windenergieanlagen befindet sich in ei-
nem Bereich, der im geltenden Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmeck-
lenburg von 2011 als Eignungsgebiet für Windenergieanlagen Nr. 4 mit der Bezeich-
nung " Gägelow - I/58/11" ausgewiesen wurde. Ziel der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes ist eine Erweiterung des Sondergebietes für Windenergieanlagen in 
südöstliche Richtung. Damit erfolgt eine weitgehende Anpassung der Darstellungen 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde an das o.g. Eignungsgebiet. Die Redu-
zierung des im RREP dargestellten Waldabstandes auf 30 m soll die Planungsab-
sicht der Gemeinde untersetzen, in diesem Bereich eine kommunale Windkraftanla-
ge zu errichten. 
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Im Geltungsbereich 3 werden Flächen für die Landwirtschaft in ein Sondergebiet für 
Windenergieanlagen gemäß § 1 Absatz 2 Nr. 10 BauNVO umgewidmet. Die Darstel-
lung der Flächen für Wald gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB bleibt bestehen und zeich-
net den Bestand nach. 
 
 
2.4 Geltungsbereich 4: Reduzierung der Wohnbauflächen im Ortsteil Jamel 
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Wie schon unter den Punkten 1.1 und 1.2 dargestellt, verfolgt die Gemeinde die Ziel-
setzung, zugunsten der weiteren Entwicklung von Wohnbauland in der Ortslage Pro-
seken als einen der Hauptwohnorte der Gemeinde, potenzielle Wohneinheiten in den 
übrigen Ortsteilen zu reduzieren. Auch in Jamel sollen daher Wohnbauflächen zu-
rückgenommen werden. Dies betrifft Flächen der nicht rechtskräftigen Bebauungs-
pläne in Jamel (Bebauungspläne Nr. 7 und Nr. 19). Durch die Umwidmung von 
Wohnbauflächen in Flächen für die Landwirtschaft werden die bestehenden Nutzun-
gen nicht beeinträchtigt. Sie genießen Bestandsschutz. Eine Erweiterung der beste-
henden Wohnnutzung ist allerdings nicht mehr vorgesehen. Es können in Zukunft 
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jedoch Nutzungen zugelassen werden, die nach § 35 BauGB im Außenbereich privi-
legiert sind. 
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Im Geltungsbereich 4 werden die Wohnbauflächen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO 
in Flächen für die Landwirtschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauGB umgewidmet. Die 
bestehenden Nutzungen genießen auch zukünftig Bestandsschutz. 
 
 
2.5 Geltungsbereich 5: Erweiterung des Flächenpools für Ausgleichsmaß-

nahmen nördlich der Ortslage Weitendorf 
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Von der Gemeinde Gägelow im wirksamen Flächennutzungsplan dargestellte Pool 
für Ausgleichsmaßnahmen ist weitestgehend mit Maßnahmen besetzt. Der Gemein-
de stehen daher nur noch sehr geringe Flächen für erforderliche Ausgleichsmaß-
nahmen zur Verfügung. Aus diesem Grund hat sich die Gemeinde in der Vergangen-
heit intensiv um mögliche neue Ausgleichsflächen bemüht, die im Falle eines ent-
sprechenden Flächenbedarfs kurzfristig für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft zur Verfügung stehen.  
 
Nördlich der Ortslage Weitendorf sowie westlich und östlich des Verbindungsweges 
nach Neu Weitendorf wurden im wirksamen Flächennutzungsplan Flächen ausge-
wiesen, die dem Schutz, der Pflege und der Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft dienen sollen. Dabei handelt es sich im Wesentlichen um einen vernäss-
ten Bereich um zwei in der Ackerflur liegende Sölle sowie um einen von West nach 
Ost verlaufenden Graben, der anfallendes Oberflächenwasser aufnimmt.  
 
Der Bereich westlich des Verbindungsweges, zwischen Ortslage und den Söllen wird 
derzeit intensiv ackerbaulich genutzt. Die Gemeinde hat mit dem Landwirt vereinbart, 
dass dieser Bereich künftig vollständig aus der landwirtschaftlichen Nutzung heraus-
genommen wird.  
Östlich des Verbindungsweges befinden sich Flächen, die mit Ausnahme der Fläche 
für den Gemeinbedarf ebenfalls landwirtschaftlich genutzt werden. Die dargestellte 
Fläche für den Gemeinbedarf entfällt da sich die beabsichtigte Gemeinbedarfsnut-
zung nicht wie beabsichtigt umsetzen ließ.  
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Die Flächen für die Landwirtschaft nördlich der Ortslage Weitendorf und östlich des 
Verbindungsweges nach Neu Weitendorf werden zu einer Fläche zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft umgewidmet. Die Flä-
che für den Gemeinbedarf entfällt und wird dem Außenbereich zugeordnet (Fläche 
für die Landwirtschaft). 
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2.6 Geltungsbereich 6: Erweiterung des Flächenpools für Ausgleichsmaß-
nahmen nordöstlich der Ortslage Gressow 
 
Planungsanlass und Planungsziele: 
 
Nordöstlich der Ortslage Gressow befindet sich eine vernässte Senke, die Teil eines 
Biotopverbundes mit Söllen ist, die sich nordwestlich und nordöstlich dieser Senke 
befinden. Die landwirtschaftliche Nutzung erstreckt sich derzeit bis unmittelbar an 
diese Senke heran. Die Gemeinde beabsichtigt, einen 20 m bis 50 m breiten Puffer-
streifen um diese Senke zu legen und die Fläche dieses Streifens vollständig aus der 
landwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen. Zu diesem Zweck hat die Gemein-
de auch an dieser Stelle Absprachen mit den örtlichen Landwirten getroffen.  
 
Das Ziel der Flächenausweisung besteht in der Schaffung eines breiten Saumes, der 
mit heimischen und standortgerechten Gehölzen bepflanzt werden soll. Damit soll die 
Eutrophierung der Wiese deutlich reduziert und deren Bedeutung für den Biotopver-
bund erhöht werden. Die Fläche des gesamten Änderungsbereichs umfasst ca. 5,3 
ha. Abzüglich der Fläche der Senke von ca. 2,2 ha stehen somit 3,1 ha für Aus-
gleichsmaßnahmen zur Verfügung.  
 
Inhalt der Planänderung: 
 
Nordöstlich der Ortslage Gressow sollen die im Geltungsbereich 7 liegenden Flachen 
für die Landwirtschaft in Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft umgewidmet werden. 
 
 
3 Immissionsschutz 
 
Aufgabe der Bauleitplanung im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, bereits auf 
der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung auf die Problematik der auf das Plan-
gebiet einwirkenden Immissionen bzw. von dem Plangebiet ausgehenden Emissio-
nen einzugehen und diese nach Möglichkeit zu lösen. In den Fällen, in denen eine 
abschließende Lösung erst nach Vorliegen konkreter Bebauungsplanentwürfe mög-
lich ist (Abstände zur Emissionsquelle, Änderungen der Emissionsquelle u.a.), ist im 
Flächennutzungsplan bereits auf mögliche Konflikte hinzuweisen. 
 
Durch die Zurücknahme von Wohnbauflächen in den Geltungsbereichen 1,2 und 4 
sowie durch die Erweiterung des Ausgleichflächenpools in den Geltungsbereichen 5 
und 6 sind keine Veränderungen hinsichtlich der Belastungssituation zu erwarten. 
 
Durch Anpassung der Sondergebietsfläche für Windenergieanlagen im Bereich des 
Geltungsbereiches 3 an die im RREP WM (2011) ausgewiesene Eignungsfläche für 
Windenergie kommt es zu keiner immissionsschutzrechtlich neuen Situation. Hin-
sichtlich des Immissionsschutzes sind bei Windenergieanlagen Lärm und Schatten-
wurf in zukünftigen Genehmigungsverfahren zu betrachten. Im konkreten Genehmi-
gungsverfahren für die Windenergieanlagen sind u.a. genauere Untersuchungen zu 
den Themen Lärm und Schattenwurf beizubringen, die durch die Genehmigungsbe-
hörden geprüft werden. Im Ergebnis kann es zu Änderungen hinsichtlich der Anla-
genstandorte und technischen Ausprägung (z.B. Anlagenhöhe) kommen, die auf Flä-
chennutzungsplanebene noch nicht absehbar sind.  

TOP 8.

26 von 90 in Zusammenstellung



3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow, Entwurf 

14 
 

4 Altlastenverdachtsflächen 
 
In den Flächen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes sind keine Altlasten be-
kannt. Werden dennoch bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belastun-
gen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verunrei-
nigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grund-
stücksbesitzer gem. § 4 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die An-
zeigepflicht bei der unteren Abfallbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg 
wird hingewiesen. 
 
 
5 Erschließung, Planungskosten 
 
Die Erschließung aller ausgewiesenen bzw. geänderten Bauflächen sowie deren 
Ver- und Entsorgung ist gesichert. Sie erfolgt entsprechend den o.g. Erläuterungen 
bzw. entsprechend den Angaben in den Bebauungsplänen oder entsprechend den 
Angaben im Erläuterungsbericht des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes.  
 
Eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung ist in allen Plangebieten sicherzustel-
len. Im verbindlichen Bauleitplan- bzw. Baugenehmigungsverfahren sind Abstim-
mungen mit den Trägern der Ver- und Entsorgung sowie der Straßenbaulast, dem 
Wasser- und Bodenverband und den sonstigen betroffenen Trägern öffentlicher Be-
lange sowie den Genehmigungsbehörden auf Landkreisebene erforderlich.  
 
Die Planungskosten für die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Gägelow trägt die Gemeinde Gägelow. Mit den künftigen Betreibern der zusätzlichen 
Windenergieanlagen wurde eine Vereinbarung zur anteiligen Kostenübernahme ge-
troffen. Der deutlich überwiegende Teil der Planungskosten kann daher von der Ge-
meinde refinanziert werden. 
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Teil B - Umweltbericht 
 
 
6 Einleitung 
 
Entsprechend BauGB vom 23. September 2004 (BGBl. S. 2414) ist für alle FNP-
Änderungen bzw. Aufstellungen, die nach dem 20. Juli 2004 eingeleitet wurden ein 
Umweltbericht anzufertigen. 
Nach § 2a Nr. 2 und 3 BauGB sind im Umweltbericht die aufgrund der Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 und der Anlage zum BauGB ermittelten und bewerteten Be-
lange des Umweltschutzes darzulegen. Als Teil der Begründung ist der Umweltbe-
richt zusammen mit dem Flächennutzungsplan öffentlich auszulegen. 
 
Im Rahmen der Umweltprüfung werden die Auswirkungen des Vorhabens auf alle 
Umweltbelange nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB (Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima, Landschaftsbild, Kultur- und Sachgüter, Mensch und seine 
Gesundheit) mit ihren Wechselwirkungen geprüft und die Ergebnisse im Umweltbe-
richt dargestellt.  
 
Umfang und Detaillierungsgrad der Ermittlung und Bewertung der voraussichtlich 
erheblichen Umweltauswirkungen, d.h. der Umweltprüfung, werden gem. § 2 Abs. 4 
BauGB von der Gemeinde festgelegt. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was 
nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie 
nach Inhalt und Detaillierungsgrad der Änderung bzw. Änderungen des Flächennut-
zungsplanes in angemessener Weise verlangt werden kann. 
 
Neben der Ermittlung und Bewertung der voraussichtlich erheblichen Umweltauswir-
kungen von beabsichtigten Neuausweisungen umfasst die Umweltprüfung auch die 
Berücksichtigung anderweitiger Planungsmöglichkeiten sowie die Bestimmung erfor-
derlicher Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachtei-
ligen Auswirkungen sowie zu deren Überwachung. 
 
 
6.1 Inhalt und Ziele des Flächennutzungsplanes - Planungsanlass  
 
Seit der Rechtskraft des Flächennutzungsplanes und der Erarbeitung der ersten und 
zweiten Änderung wurden in der Gemeinde Gägelow, neben weiteren Themen der 
Gemeindeentwicklung, insbesondere die Erweiterung des bestehenden Windparks 
östlich der Ortslage Stofferstorf, die Erweiterung des bestehenden Flächenpools für 
Ausgleichsmaßnahmen sowie die Entwicklung der Wohnbauflächen in den Ortsteilen 
der Gemeinde diskutiert. Eine ausführliche Darstellung der städtebaulichen Inhalte 
und Ziele erfolgt im Teil A dieser Begründung in den Kapiteln 1 und 2.  
 
Städtebauliche sowie naturschutzfachliche Gesichtspunkte haben sich nunmehr ver-
ändert und werden für das Gemeindegebiet überarbeitet bzw. angepasst werden. Die 
einzelnen Geltungsbereiche werden nachfolgend betrachtet und bewertet. 
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Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung 
 
Im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes werden die festgelegten 
Teilbereiche für die einzelnen Entwicklungsabsichten betrachtet. Aufgrund der Stel-
lungnahmen zum Vorentwurf wurden folgende Änderungen vorgenommen: 

- Das dargestellte sonstige Sondergebiet "Windenergieanlagen" (Vorentwurf/ Ent-
wurf Fläche 3) wird reduziert und entspricht jetzt in seiner Ausdehnung dem im 
Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (2011) dargestellten 
Eignungsgebiet Windenergieanlage. Die Reduzierung betrifft insbesondere den 
nordwestlichen Bereich des ursprünglich im Vorentwurf ausgewiesenen Sonder-
gebietes. 

- Die ursprünglich vorgesehene Darstellung einer Ausgleichfläche südlich der 
Ortslage Gägelow (Vorentwurf Fläche 4) entfällt vollständig aufgrund fehlender 
Flächenverfügbarkeit. 

- Die Ausgleichsfläche südlich von Weitendorf wird aus demselben Grund um rd. 
die Hälfte reduziert (Vorentwurf Fläche 6/ Entwurf Fläche 5). 

 
Die im Entwurf der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes beinhalteten Geltungs-
bereiche stellen sich wie folgt dar: 

- Geltungsbereich 1: Reduzierung von Wohnbauflächen im westlichen Orts-
randbereich der Ortslage Gressow,  

- Geltungsbereich 2: Reduzierung von Wohnbauflächen im östlichen und 
südlichen Ortsrandbereich der Ortslage Gressow, 

- Geltungsbereich 3: Erweiterung des Sondergebietes "Windenergieanlagen" 
östlich der Ortslage Stofferstorf 

- Geltungsbereich 4: Reduzierung der Wohnbauflächen im Ortsteil Jamel 
- Geltungsbereich 5: Erweiterung des Flächenpools für Ausgleichsmaßnah-

men nördlich der Ortslage Weitendorf 
- Geltungsbereich 6: Erweiterung des Flächenpools für Ausgleichsmaßnah-

men nordöstlich der Ortslage Gressow 
 
Die Umweltprüfung beschränkt sich in der Regel auf die Untersuchung der möglichen 
Eingriffsfolgen durch die zusätzlich vorgesehenen Nutzungen. Die hier u.a. einbezo-
genen Reduzierungen von Wohnbauflächen haben wahrscheinlich nur geringe bzw. 
keine Auswirkungen, da die bestehenden Nutzungen größtenteils erhalten bleiben. 
Hier werden überwiegend Flächen für Landwirtschaft ausgewiesen.  
 
Mit der Erweiterung der Flächenpools für Ausgleichsmaßnahmen werden ohnehin 
naturschutzfachliche Ziele gefördert.  
 
Im Zusammenhang mit der Neuanlage von Windenergieanlagen sind die größten 
Auswirkungen im Rahmen der vorliegenden Planung zu erwarten. Hier wurden be-
reits weiterführende Untersuchungen wie die „Umweltverträglichkeitsstudie zum 
Windpark Gägelow“ durchgeführt.  
 
Zur umfassenden Betrachtung der einzelnen Schutzgüter ist neben der Betrachtung 
der Geltungsbereiche selbst auch erforderlich Bezüge zur Umgebung herzustellen 
z.B. im Zusammenhang mit der Bewertung von Auswirkungen auf das Landschafts-
bild oder artenschutzrechtlicher Belange.  
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Die Eingriffs- /Ausgleichsbilanzierung wird auf der Ebene der verbindlichen Bauleit-
planung oder anderen Satzungen und Genehmigungsverfahren durchgeführt. Auf der 
Flächennutzungsplanebene erfolgt im Rahmen dieser Umweltprüfung nur eine über-
schlägige Darstellung und Bewertung der zu erwartenden Eingriffe. Außerdem wer-
den mögliche Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen beschrieben.  
 
 
6.2 Darstellung in Fachgesetzen und Fachplänen  
 
6.2.1 Flächennutzungsplan der Gemeinde Gägelow 
 
Zu Gägelow gehören die Ortsteile Gressow, Jamel, Neu Weitendorf, Proseken, 
Sternkrug, Stofferstorf, Voßkuhl, Weitendorf und Wolde. 
 
Die Gemeinde Gägelow liegt an der Bundesstraße B 105 in unmittelbarer Nähe der 
Hansestadt Wismar. Ebenso ist eine direkte Anbindung an die Wirtschaftsräume 
Lübeck, Rostock und Schwerin über die Autobahn 20 und über die B 106 und B 105 
gegeben. Die Gemeinde Gägelow ist Bestandteil des Stadt-Umland-Raumes der 
Hansestadt Wismar.  
 
Aufgrund dieser günstigen lage- und verkehrstechnischen Voraussetzungen hat sich 
die Gemeinde Gägelow als beliebter Wohnstandort entwickelt. Seit Beginn der 
1990er Jahre hat sich die Einwohnerzahl innerhalb des Gemeindegebietes deutlich 
erhöht. Bei der weiteren Entwicklung von Wohnbebauung sind raumordnerische und 
siedlungsstrukturelle Aspekte auch im Zusammenhang mit der angrenzenden Nach-
barstadt Hansestadt Wismar zu berücksichtigen, die bereits ausführlich im städte-
baulichen Teil der Begründung beschrieben wurden.  
Mit der hier vorliegenden 3. Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt u.a. auch 
eine Fokussierung der Wohnbauentwicklung, wobei gleichzeitig raumordnerischer 
Maßgaben bestehender bzw. derzeit in Aufstellung befindlicher Bebauungspläne 
nachgekommen wird. Dies spiegelt sich in der Rücknahme von Wohnbauflächen in 
den Geltungsbereichen 1, 2 und 4 wider. Neben der Reduzierung von Wohnbauflä-
chen erfolgen mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes die planungsrechtli-
che Vorbereitung der Erweiterung des bestehenden Windparks sowie die Erweite-
rung von Flächenpools für Ausgleichsmaßnahmen.  
 
 
6.2.2 Landschaftsplan  
 
Für das Gebiet der Gemeinde Gägelow liegt kein Landschaftsplan vor. Die Kriterien 
für die Aufstellung sind im § 11 (2) BNatSchG aufgeführt. Demnach sind Land-
schaftspläne aufzustellen sobald und soweit dies im Hinblick auf erforderlich ist, ins-
besondere weil wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft im Planungs-
raum eingetreten, vorgesehen oder zu erwarten sind. 
 
Die Gemeinde hält im Zusammenhang mit der hier betrachteten Änderung des Flä-
chennutzungsplanes eine Aufstellung eines Landschaftsplanes nicht für notwendig.  
 
Mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow werden im 
wesentlichen Wohnbauflächen reduziert, und Flächen als mögliche Ausgleichsflä-
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chen vorbereitet sowie die Ausweisung eines Sonstigen Sondergebietes für Wind-
energieanlagen.  
 
Wie insbesondere im städtebaulichen Teil wird die Bedeutung der Gemeinde Gäge-
low als Wohnstandort hingewiesen. Im Zuge der 3. Änderung des Flächennutzungs-
planes werden Wohnbauflächen zurückgenommen, um diese Wohnbaupotentiale an 
anderer Stelle des Gemeindegebietes zu nutzen. Als Schwerpunkt wird hier die Orts-
lage Proseken gesehen. Diese Ortslage ist nicht Bestandteil der hier vorliegenden 
Änderung.  
 
Die Berücksichtigung der Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und Wohnum-
feldes im Zusammenhang mit der Ausweisung von Windenergieanlagen erfolgt in 
gesonderten Untersuchungen. Die hier festgesetzten Flächen (SO-
Windenergieanlagen) beschränken sich auf Bereiche, die bereits im RREP WM als 
Windeignungsraum ausgewiesen sind und somit bereits hinsichtlich der Abstände zu 
Wohnbebauung und damit verbundener Auswirkungen geprüft wurden.  
 
Aus den genannten Gründen wird der Empfehlung des Landkreises, einen örtlichen 
Landschaftsplan, aufgrund der Bedeutung der Gemeinde Gägelow als Wohnstandor-
tes, jedoch v.a. auch aus Gründen der Landschaftsbildpflege und -entwicklung und 
der Verbesserung von Naherholungsfunktionen im Wohnumfeldumfeldbereich, auf-
zustellen nicht gefolgt.  
 
 
6.2.3 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg 
 
Gemäß § 9 LPlG M-V obliegt den Regionalen Planungsverbänden die Aufstellung 
und Fortschreibung der Regionalen Raumentwicklungsprogramme (frühere Bezeich-
nung: Regionale Raumordnungsprogramme). In den Regionalplänen sind insbeson-
dere die zentralen Orte der Nahbereichsstufe, die regionalen Achsen sowie Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete mindestens für die Fachbereiche Natur und Landschaft, Tou-
rismus, Trinkwasser- und Rohstoffsicherung auszuweisen. 
 
Die Regionalen Raumentwicklungsprogramme enthalten gemäß § 5 LPlG M-V die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung. Ziele der Raumord-
nung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder 
bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder Regionalplanung abschließend abge-
wogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes. Grundsätze der Raumordnung 
sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als Vorgaben 
für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. 
 
Der Regionale Planungsverband Westmecklenburg hat als Träger der Regionalpla-
nung im Jahr 2004 beschlossen, das Regionale Raumordnungsprogramm West-
mecklenburg aus dem Jahre 1996 fortzuschreiben und als Regionales Raumentwick-
lungsprogramm (RREP) neu aufzustellen.  
 
Die Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes Westmecklenburg 
hat auf ihrer 39. Sitzung am 5. Mai 2011 den Entwurf des RREP und den Entwurf 
des Umweltberichtes abschließend beschlossen. Damit wurden die Unterlagen an 
die Oberste Landesplanungsbehörde zur Einleitung der Rechtsfestsetzung überge-
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ben. Die Rechtsfestsetzung des Programms als Landesverordnung durch die Lan-
desregierung erfolgte im August 2011. 
 
Das Gebiet der Gemeinde Gägelow wird innerhalb des RREP wie folgt eingeordnet: 
 
Die Gemeinde Gägelow befindet sich im Stadt-Umland-Raum der Hansestadt Wis-
mar (zugeordnetes Mittelzentrum).  
Die Gemeinden, die Stadt-Umland-Räume zugeordnet sind, unterliegen einem be-
sonderen Kooperations- und Abstimmungsgebot. (Pkt. 3.1.2 (2)) 
 
Das Gemeinde Gägelow ist als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft dargestellt. 
In den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll dem Erhalt und der Entwicklung land-
wirtschaftlichen Produktionsfaktoren und –stätten, auch in den vor- und nachgelager-
ten Bereichen, ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies soll bei der Ab-
wägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und vorhaben be-
sonders berücksichtigt werden. (Pkt. 3.1.4 (1)) 
 
Ebenso ist das Gemeindegebiet als Tourismusschwerpunktraum verzeichnet. 
In den als Tourismusschwerpunkträume und Tourismusentwicklungsräume festge-
legten Vorbehaltsgebieten Tourismus soll deren Eignung, Sicherung und Funktion für 
Tourismus und Erholung besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der 
Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben, 
auch der des Tourismus selbst, besonders zu berücksichtigen. (Pkt. 3.1.3 (1)) 
 
Im Süden der Gemeindeflächen und daran anschließend befinden sich Natura 2000-
Gebietem die als Vorbehaltsgebiet Naturschutz und Landschaftspflege sowie Bio-
topverbund im engeren Sinne ausgewiesen sind. 
 
Das Waldvermehrungspotenzial wird mit 12-18% dargestellt. 
 
An der südlichen und westlichen Gemeindegebietsgrenze sind Rohstoffvorkommen 
von Kiessand/ Sand beschrieben. 
Die abbauwürdigen oberflächennahen Bodenschätze Westmecklenburgs (Kiessand, 
Sand und Ton) sollen für eine langfristige regionale und überregionale Rohstoffver-
sorgung gesichert und räumlich geordnet gewonnen werden. (Pkt. 5.6 (1))  
 
Innerhalb des Gemeindegebietes ist ein Eignungsgebiet für Windenergieanlagen 
vorhanden. 
Die Errichtung von raumbedeutsamen Windenergieanlagen und der Ersatz sowie die 
Erneuerung bestehender Anlagen sind ausschließlich innerhalb der Eignungsgebiete 
Windenergieanlagen zulässig. Innerhalb der Eignungsgebiete Windenergieanlagen 
dürfen keine Windenergienutzung entgegenstehende Nutzungen zugelassen wer-
den. (Pkt. 6.5 (2)) 
 
Die Gemeinde ist über das regional vorhandene Straßennetz an das überregionale 
und großräumige Straßennetz angeschlossen.  
 
Eine Hochspannungsleitung quert das Gemeindegebiet in Ost-West-Richtung.  
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6.2.4 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan /Landesinformationssystem  
 
Im Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan für die Region Westmecklenburg (GLRP 
WM) sowie im Landesinformationssystem (LINFOS-Datenbank) werden die Ziele und 
Inhalte der Landschaftsplanung beschrieben. Außerdem werden die wesentlichen 
naturräumlichen Merkmale und Erfordernisse dargelegt.  
 
Für das Gemeindegebiet Gäglow werden die nachfolgenden Aussagen getroffen: 
 
Die Gemeinde Gägelow lässt sich der Landschaftszone Ostseeküstenland (1) und 
der Großlandschaft Nordwestliches Hügelland (10) zuordnen. Kleinräumig ist das 
Gemeindegebiet Bestandteil der Landschaftseinheit Wismarer Land und Insel Poel 
(102). 
 
Als heutige potentielle natürliche Vegetation (HPNV) sind zum einen Traubenkir-
schen- Erlen-Eschenwald (Auen- und Niederungswälder/ Edellaubholzreiche 
Mischwälder) und zum anderen Typischer Waldgersten-Buchenwald (Buchenwälder 
basen- und kalkreicher Standorte) verzeichnet. 
 
Der überwiegende Teil des Gemeindegebietes besitzt keine hervorzuhebende Be-
deutung in Bezug auf die Schutzwürdigkeit von Arten und Lebensräumen. Nur im 
westlichen Teil sind kleinere Bereiche mit hoher bis sehr hoher Schutzwürdigkeit 
dargestellt.  
 
Für den Osten und teilweise südlichen Bereiche des Gemeindegebietes ist die 
Schutzwürdigkeit des Bodens mit mittel bis hoch und für die übrigen Bereiche mit 
hoch bis sehr hoch dargestellt. Im Gemeindegebiet überwiegen grundwasserbe-
stimmte und/ oder staunasse Lehme/ Tieflehme. Im Süden und Westen der Gemein-
de Gägelow sind grundwasserbestimmte Sande vorhanden. Im Bereich des Zierower 
Baches östlich von Proseken sind Bereiche als tiefgründige Niedermoore vorhanden. 
 
Die Gewässergüte bzw. Strukturgüte für den Zierower Bach wird zwischen den Klas-
sen 2 (bedingt naturnah) und Klasse 5 (merklich geschädigt) eingeordnet.) 
 
Die Schutzwürdigkeit des Grund- und Oberflächenwassers wird als mittel bis hoch 
eingestuft. Der Grundwasserflurabstand beträgt, bis auf kleine Bereiche im Südwes-
ten des Gemeindegebietes, 10 m. Dort ist ein Flurabstand von 5-10 m verzeichnet. 
Die Geschütztheit wird durchgängig als hoch eingeschätzt. Die Grundwasserres-
sourcen werden wie folgt dargestellt: 
- Norden und Osten: genutztes Dargebot öffentliche Trinkwasserversorgung 
- Süden und Westen: nutzbares Dargebot mit hydraulischen Einschränkungen 

(Grundwasserleiter nur lokal, starke Mächtigkeitsschwankungen)  
 
Die Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes wird für das Gemeindegebiet als Be-
reich mit geringer bis mittlerer Schutzwürdigkeit dargestellt. In Bezug auf deren Funk-
tionsbewertung wird der überwiegende Teil der Stufe 1 – geringe Schutzwürdigkeit 
zugeordnet. Mit der Stufe 2 (mittlere Schutzwürdigkeit) werden westliche Teilberei-
che des Gemeindegebietes dargestellt.  
Bei der Bewertung des Landschaftsbildes im Hinblick auf die Größe ist festzustellen, 
das sich große Teil des Gemeindegebietes Zerschneidungsräumen und deren Puf-
ferbereichen zuordnen lassen. Schmale Streifen entlang der östlichen Gemeinde-
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grenze besitzen eine Einschätzung der Stufe 1(gering). Im westlichen und südlichen 
Gemeindeteil sind Bereiche mit Stufe 3 (hoch) zu finden. 
Bei der Funktionsbewertung des Landschaftsbildes sind die östlichen Berieche der 
Stufe 1 und die westlichen und südlichen Bereich der Stufe 2 zugeordnet. 
 
Südwestliche Bereiche des Gemeindegebietes sind Bestandteil des FFH-Gebietes 
DE 2133-302. Innerhalb der Gemeindegebietsgrenzen befinden sich keine nationa-
len Schutzgebiete. 
 
Für das Gemeindegebiet wird keine Bedeutung im Hinblick auf die Sicherung der 
Erholungsfunktion der Landschaft dargestellt.  
 
Östlich von Proseken wird ein Konfliktschwerpunkt für die Fischotterquerung darge-
stellt. Daraus wird die Maßnahme eines erforderlichen prioritären Umbaus abgeleitet.  
 
Der in Nord-Süd-Richtung verlaufende Bereich der B 105 ist als „Sehenswerte Allee“ 
nach dem Alleenentwicklungsprogramm M-V verzeichnet.  
 
Im Rahmen der Analyse der Arten und Lebensräume (Karte I) werden für den 
Zierower Bach folgende Aussagen getroffen: 
F.1- Naturnahe Fließgewässerabschnitte 
F.2- Bedeutende Fließgewässer mit einer vom natürlichen Referenzzustand gering 
bis mäßig abweichenden Strukturgüte 
F.3- Bedeutende Fließgewässer mit einer vom natürlichen Referenzzustand stark 
abweichenden Strukturgüte 
Daraus leiten sich die in Karte III dargestellten Maßnahmen ab: 
4.1 Ungestörte Naturentwicklung naturnaher Fließgewässerabschnitte 
4.2 Gewässerschonende Nutzung von naturnahen Fließgewässerabschnitten 
4.4 Regeneration gestörter Naturhaushaltsfunktionen naturferner Fließgewässerab-
schnitte 
 
Waldgebiete sind südlich der Ortslage von Gägelow und im Westen des Gemeinde-
gebietes, auch als Bestandteil des dort befindlichen FFH-Gebietes, dargestellt. Diese 
Waldflächen werden wie folgt analysiert: 
W.1- Naturnahe Wälder 
W.2- Wälder mit durchschnittlichen Strukturmerkmalen 
W.3- Wälder mit deutlichen strukturellen Defiziten 
Daraus leiten sich die in Karte III dargestellten Maßnahmen ab: 
8.3 Erhaltende Bewirtschaftung überwiegend naturnaher Wälder mit hoher natur-
schutzfachlicher Wertigkeit 
8.4 Verbesserung der Waldstruktur und langfristige Überführung in Wälder mit über-
wiegend standortheimischen Baumarten 
 
Für das südliche Gemeindegebiet mit dem Tressower See werden folgende Aussa-
gen in Bezug auf die Analyse der Arten und Lebensräume dargestellt: 
S.1- Naturnahe Seen mit geringem Nährstoffstatus und naturnahe Seen mit Zielar-
tenvorkommen 
S.5- Naturnahe Seeufer 
Daraus leiten sich die in Karte III dargestellten Maßnahmen ab: 
5.1 Ungestörte Naturentwicklung und Sicherung der Wasserqualität naturnaher Seen 
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5.5 Ungestörte Naturentwicklung von Uferabschnitten mit einer natürlichen Uferstruk-
tur 
Westliche Bereiche des Gemeindegebietes um die Ortslage Jamel bis zum Tresso-
wer See sind Bestandteil des Biotopverbundes im engeren Sinne entsprechend 
§ 3 BNatSchG. Einige daran angrenzende Bereich sind aufgrund des FFH-
Schutzstatuses dem Biotopverbund im weiteren Sinne zugeordnet.  
 
Gemäß der Darstellung der Karte III – Schwerpunktbereiche und Maßnahmen zur 
Sicherung und Entwicklung von ökologischen Funktionen sind Strukturanreicherun-
gen in der Agrarlandschaft (A- 7.1) für Bereiche südlich von der Ortslage Gägelow 
sowie westlich der Ortslage von Proseken verzeichnet. 
Für das westliche und südliche Gemeindegebiet ist die Sicherung der Rastplatzfunk-
tion weiterer Rastgebiete (V- 12.2) dargestellt.  
 
Für die im Rahmen der hier vorliegenden 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
lassen sich keine maßgeblichen Konflikte mit den übergeordneten Planungen erken-
nen. Die Reduzierung von Wohnbauflächen im Ortsteil Jamel trägt beispielsweise zur 
Förderung des angesprochenen Biotopverbundes bei. Auch die Ausweisung der zu-
sätzlichen Flächen für Ausgleichsmaßnahmen ist aus naturschutzfachlicher Sicht zu 
begrüßen. Die Gemeinde nutzt außerdem die Möglichkeiten der Erweiterung und 
Nutzung von regenerativen Energieformen durch die Erweiterung des bestehenden 
Windparks. 
 
Für die innerhalb der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes behandelten Gel-
tungsbereiche liegt keine Betroffenheit bzw. Beeinträchtigung der im GLRP WM dar-
gestellten Maßnahmen vor.  
 
Maßgebliches Ziel der hier vorliegenden Änderung ist nicht eine Zusammenstellung 
des gesamten Ausgleichspotentials innerhalb des Gemeindegebietes. Somit erfolgt 
auch keine Überprüfung von Flächen außerhalb der hier festgelegten Geltungsberei-
che.  
 
 
6.3 Schutzgebiete und Schutzobjekte 
 
Natura 2000 
 
Natura 2000 bezeichnet ein Netz von Gebieten in den Mitgliedstaaten, in denen die 
Tier- und Pflanzenarten und ihre Lebensräume geschützt werden müssen. Das Netz 
Natura 2000 besteht aus den Gebieten der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-
Richtlinie, vom 21. Mai 1992, 92/43/EWG) und der Vogelschutzrichtlinie (vom 2. April 
1979, 79/409/EWG). Für das Europäische Vogelschutzgebiet sind der Schutzzweck 
und die Erhaltungsziele in der Vogelschutzgebietslandesverordnung (VSGLVO M-V) 
vom 12.07.2011 aufgeführt. 
 
In den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften sind die Tier- und Pflanzenarten und 
die Lebensräume aufgelistet, die aufgrund ihrer Seltenheit und Empfindlichkeit be-
sonders schützenswert sind; dies gilt vor allem für die vom Verschwinden bedrohten 
Arten und Lebensräume.  
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Die Schutzwürdigkeit wird dabei auf europäischer Maßstabsebene bestimmt. Dabei 
haben bestimmte europäische Regionen eine hohe Verantwortung für Lebensräume 
und Arten insbesondere dann, wenn diese nur auf ihrem Territorium vorkommen 
bzw. eine optimale Ausbildung auf ihrem Territorium besitzen.  
 
Die Mitgliedstaaten sind für die Schutzgebiete zuständig und müssen den Erhalt der 
durch die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften bezeichneten Arten und Lebens-
räume gewährleisten. Innerhalb der Schutzgebiete sind zwar Wirtschaftstätigkeiten 
wie z. B. die Landwirtschaft weiterhin zulässig, müssen jedoch mit dem Ziel der Er-
haltung von Arten und Lebensräumen vereinbar sein. 
Innerhalb des Plangebietes sind nachfolgende FFH-Gebiete bzw. EU-
Vogelschutzgebiete ausgewiesen. 
 
 
FFH-Gebiet „Jameler Wald, Tressower See und Moorsee“ (DE 2133-302) 
 
Das FFH-Gebiet hat eine Größe von 602 ha. Davon befinden sich in etwa 366 ha 
innerhalb des Gemeindegebietes Gägelow. Das FFH-Schutzgebiet umfasst maßgeb-
lich Gewässer und Wälder.  
 
Dem Standarddatenbogen für das FFH-Gebiet lassen sich folgende Aussagen ent-
nehmen: 
 
Andere Gebietsmerkmale:  
Stark reliefiertes, vom nördlichen Hauptendmoränenzug der Weichseleiszeit gepräg-
tes Gebiet mit zahlreichen wertvollen Gewässer- und Feuchtgebietslebensräumen 
sowie auf Geschiebemergel stockenden Buchenwäldern.  
 
Erhaltungsmaßnahmen: 
Erhalt von Gewässer-, Grünland-, Moor- und Waldlebensraumtypen, Erhalt der Vor-
kommen der Bauchigen Windelschnecke 
 
 
Es sind keine weiteren nationalen oder internationalen Schutzgebiete innerhalb des 
Gemeindegebietes vorhanden.  
 
Eine Betroffenheit des genannten Schutzgebietes liegt durch die hier betrachtete 3. 
Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow nicht vor.  
 
 
Gesetzlich geschützte Biotope und Geotope 
 
Geschützte Biotope und Geotope nach § 20 NatSchAG MV 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes sind zahlreiche gemäß § 20 NatSchAG MV ge-
schützte Biotope vorhanden. Es handelt sich überwiegend um Gehölz-, Kleingewäs-
ser- und Feuchtbiotope. Die Biotope sind in der LINFOS-Datenbank ersichtlich.  
 
Aufgrund der Art der Planung (Rücknahme von Bauflächen, Ausweisung Flächen-
pool) und der Lage der Änderungsbereiche sind § 20-Biotope nicht von baulichen 
Eingriffen betroffen. Genauere Untersuchungen erfolgen auf den nachfolgenden Pla-
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nungsebenen. Teilweise sind geschützte Biotopbestandteile innerhalb der auszuwei-
senden Ausgleichsmaßnahmen vorhanden. Hier erfolgt durch die angestrebten 
Maßnahmen ein Schutz bzw. eine Aufwertung der § 20-Biotope.  
 
 
Geschützte Biotope nach § 19 NatSchAG MV– Alleen und Baumreihen 
 
Alle Alleen und einseitige Baumreihen entlang von Verkehrsflächen sind nach § 19 
Naturschutzausführungsgesetz geschützt. Jegliche Handlungen die zur Beschädi-
gung oder Zerstörung von Alleen und Baumreihen führen sind grundsätzlich verbo-
ten. 
Neben Brandenburg ist Mecklenburg-Vorpommern das alleenreichste Bundesland. 
Alleen stellen ein typisches landeskulturelles Merkmal dar. Aufgrund ihrer Bedeutung 
setzt sich das Land Mecklenburg-Vorpommern stark für den Erhalt und die Erweite-
rung von Alleen ein und verfügt über den umfangreichsten naturschutzrechtlichen 
Alleenschutz in Deutschland.  
So ist der Schutz der Alleen in der Landesverfassung Mecklenburg-Vorpommerns 
unter dem Staatsziel Umweltschutz formuliert. In Artikel 12 heißt es: „Land, Gemein-
den und Kreise schützen und pflegen die Landschaft mit ihren Naturschönheiten, 
Wäldern, Fluren und Alleen (…)“.  
 
Für die Pflege von Alleebäumen werden über das Umweltministerium Fördermittel 
zur Verfügung gestellt. Diese Fördermittel können durch die Gemeinden aber auch 
durch Privatpersonen in Anspruch genommen werden. 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes ist insbesondere die Allee entlang der Bundestraße 
105 zu benennen. 
 
Beeinträchtigungen der Alleen bzw. Baumreihenbestandes innerhalb des Gemeinde-
gebietes sind durch die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes nicht zu erwarten.  
 
 
Bau- und Bodendenkmale 
 
Bodendenkmale 
 
Mecklenburg-Vorpommern verfügt über eine große Anzahl an Bodendenkmälern. Sie 
sind Zeugnisse der Besiedelung dieser Landschaft seit dem Ende der Eiszeit. Die 
Bodendenkmäler, die im Boden und in den Gewässern anzutreffen sind, zeugen u.a. 
von ehemaligen Handelsplätzen, Siedlungen, Befestigungsanlagen, Bestattungsplät-
zen und Kultorten.  
 
Die Anzahl der Bodendenkmale erweitert sich durch Neuentdeckungen, insbesonde-
re durch Zuhilfenahme von Überflugaufnahmen, ständig.  
 
Die Bodendenkmale werden von der zuständigen Behörde für Bodendenkmalpflege 
in zwei Hauptkategorien unterteilt: 
 
Bd: Hierbei handelt es sich Bodendenkmale, bei denen angesichts ihrer wissen-
schaftlichen und kulturgeschichtlichen Bedeutung eine Überbauung oder Nutzungs-
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änderung – auch der Umgebung – gemäß § 7 Abs.3 DSchG M-V nicht zugestimmt 
werden kann. 
 
BD: Hierbei handelt es sich Bodendenkmale, deren Veränderung oder Beseitigung 
nach § 7 DSchG M-V genehmigt werden kann, sofern vor Beginn jeglicher Erdarbei-
ten die fachgerechte Bergung und Dokumentation dieser Bodendenkmale sicherge-
stellt wird. 
 
Für die Sicherung, Erhaltung, Restaurierung und teilweise Rekonstruktion von Bo-
dendenkmalen können Fördermittel beantragt werden. Ansprechpartner ist das Lan-
desamt für Kultur und Denkmalpflege Abteilung Archäologie und Denkmalpflege in 
Schwerin. 
 
Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig neu entdeckt werden, gelten die 
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere Denkmalschutz-
behörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes in unverändertem 
Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der An-
zeige. 
 
Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die fachgerechte Bergung und Dokumentation 
der Bodendenkmale sichergestellt werden. Die Kosten für diese Maßnahmen trägt 
der Verursacher des Eingriffs § 6 Abs. 5 Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V). Über 
die Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation der Bo-
dendenkmale ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn 
der Erdarbeiten zu unterrichten. 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist innerhalb des Geltungsbereiches 3 ein beson-
ders geschütztes Bodendenkmal (BD) bekannt. Mit dem hier vorliegenden Entwurf 
wurde die Ausdehnung des Sonstigen Sondergebietes- Windenergieanlagen verklei-
nert. Das beschriebene Bodendenkmal befindet sich nun außerhalb des SO Wind-
energieanlagen. Eine Beeinträchtigung des Bodendenkmals durch die Umsetzung 
hier Planungsziele der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes sind nicht zu erwar-
ten. 
 
 
Baudenkmale 
 
In der Denkmalliste des Landkreises Nordwestmecklenburgs (14. Korrekturfassung 
v. 6.2.2013) werden für das Gemeindegebiet Gägelow die folgenden Baudenkmäler 
aufgeführt: 
 
TAB. 1: Auszug aus der Denkmalliste – Bereich Gemeinde Gägelow 

Nr. Baudenkmal Lage 

476. Ehem. Post Gressow, Dorfstraße 13 

477. Ehem. Schule Gressow, Dorfstraße 14 

479. Gutshaus mit Park Gressow 

480. Halbmeilenstein an der B105 bei 134,84 km Gressow 

481. Kirche mit Friedhof, Mauer und klassizisti-
schem Grabstein, Grabsteine, Grabkreuz 

Gressow 

482. Pflasterstraße mit Pappelallee bis Käselow und Gressow 
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Beidendorf 

720. Forsthof Jamel, Forststraße 13 

721./ 
722. 

Tagelöhnerkaten Jamel, Forststraße 14-15 

1076. Pfarrhof: Wohnhaus und Scheune Proseken, Hauptstraße 2 

1077. Kirche mit umgebende Friedhof und Friedhofs-
tor, Grabstein, Grabplatte, Tumba 

Proseken 

1078. Kriegerdenkmal Proseken 

1483. Kapelle Weitendorf 

 
Die genannten Baudenkmale sind nicht von den Entwicklungszielen der 3. Änderung 
betroffen. 
 
 
7 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen  
 
7.1 Potentiellen baulichen Entwicklung 
 
Nachfolgend werden die baulichen Entwicklungen in den einzelnen Geltungsberei-
chen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes einzeln betrachtet und im Hinblick 
auf die ggf. zu erwartenden Auswirkungen auf die jeweiligen Schutzgüter bewertet. 
Die mit den jeweiligen Geltungsbereichen verbundenen Planungsziele sind im städ-
tebaulichen Teil der Begründung dargelegt. Die potentiellen baulichen Entwicklungen 
beschränken sich auf den Geltungsbereich 3 mit der vorgesehenen Erweiterung des 
Sonstigen Sondergebietes für Windenergieanlagen.  
 
 
7.1.1 Geltungsbereich 1- Reduzierung von Wohnbauflächen 
 
Der Geltungsbereich 1 befindet sich im westlichen Bereich der Ortslage Gressow. 
Nördlich grenzt der Geltungsbereich 1 an die Landesstraße 12, Grevesmühlener 
Straße, an. Im Norden und Osten grenzen Siedlungsbereiche mit überwiegender 
Wohnnutzung an. In südlicher Richtung sind Grünlandflächen zu finden. Westlich 
schließt sich das Gelände der Dorfkirche mit dazugehörigem Friedhof an.  
 
Der Geltungsbereich 1 umfasst einen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 6 der 
Gemeinde Gägelow, der für die Entwicklung eines Allgemeinen Wohngebietes mit 
ca. 15-17 Einfamilienhäusern vorgesehen war. Das Plangebiet des genannten Be-
bauungsplanes ist derzeit überwiegend unbebaut und stellt sich als Intensivgrünland 
dar. Diese Flächen werden mit der hier vorliegenden Änderung des Flächennut-
zungsplanes als Flächen für Landwirtschaft dargestellt, welche dementsprechend mit 
der aktuellen Nutzungsform übereinstimmen.  
 
 
7.1.2 Geltungsbereich 2 – Reduzierung von Wohnbauflächen 
 
Der Geltungsbereich 2 befindet sich am östlichen Ortsrandbereich, angrenzend an 
die Landesstraße 12, Grevesmühlener Straße und Barnekower Straße in der Ortsla-
ge Gressow. Der größte Teil des Geltungsbereiches liegt innerhalb der bestehenden 
Siedlungslage. In nördliche, östliche Richtung und südliche Richtung schließen sich 
neben den Verkehrsflächen der Bundesstraße 105 und Landesstraße 12 landwirt-
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schaftliche Nutzflächen an. Westlich des Geltungsbereiches befinden sich Sied-
lungsbereiche der Ortslage Gressow. 
 
Der Geltungsbereich 2 beinhaltet Flächen des Bebauungsplanes Nr. 8, in welchem 
ca. 20 Wohngebäude vorgesehen waren. Des Weiteren sind Teile des Bebauungs-
planes Nr. 6a Bestandteil der hier vorliegenden Planung. Hier waren ca. 10 Standor-
te für Einfamilienhäuser vorgesehen. Diese liegen im südlichen Bereich der Ortslage 
von Gressow. Mit der hier vorliegenden Planung entfallen Teile der bisher dargestell-
ten Wohnbauflächen und werden in Flächen für die Landwirtschaft umgewidmet. 
 
 
7.1.3 Geltungsbereich 3 – Ausweisungen SO Windenergieanlagen 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes befindet sich östlich der Ortslage Stofferstorf ein 
Windpark. Gemäß RREP WM sind die bestehenden Windenergieanlagen innerhalb 
eines Windeignungsgebietes. 
 
Der Geltungsbereich 3 selbst und die angrenzenden Bereiche werden, neben der 
Windparknutzung, überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Im nordöstlichen Teilbe-
reich sind Wald- bzw. Gehölzflächen vorhanden. Südlich des Geltungsbereiches be-
finde sich Feucht- und Gewässerbereiche, die zum größten Teil gemäß § 20 
NatSchAG MV geschützt sind. 
 
Ziel der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes ist eine Erweiterung des Sonstigen 
Sondergebietes für Windenergieanlagen in nördliche und südöstliche Richtung. Zu-
vor wurden diese Bereiche als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Die vor-
handenen Waldflächen und geschützte Biotopbestandteile bleiben erhalten. Mit der 
hier vorliegenden Fassung des Entwurfes erfolgte eine Reduzierung des festgesetz-
ten Sondergebietes. Die Grenzen des im RREP WM dargestellten Windeignungs-
raumes werden nicht überschritten. Dementsprechend werden auch Schutzabstände 
zu den vorhandenen Waldflächen, die gemäß GLRP WM, karte 3 als Bereich mit 
sehr hoher Schutzwürdigkeit für das Arten- und Lebensraumpotential eingestuft wur-
den unberührt.  
 
 
7.1.4 Geltungsbereich 4: Reduzierung von Wohnbauflächen  
 
Im Ortsteil Jamel beabsichtigt die Gemeinde Wohnbauflächen zugunsten des 
Hauptwohnortes Proseken zurückzunehmen.  
 
Dies beinhaltet u.a. die Flächen der nicht rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 7 und 
Nr. 19. Durch die Umwidmung von Wohnbauflächen in Flächen für die Landwirtschaft 
werden die bestehenden Nutzungen nicht beeinträchtigt. Sie genießen Bestands-
schutz. Eine Erweiterung der bestehenden Wohnnutzung ist nicht mehr vorgesehen. 
 
 
7.1.5 Geltungsbereich 5: Ausweisung von Ausgleichsflächen 
 
Der Geltungsbereich 5 befindet sich nördlich der Ortslage Weitendorf sowie westlich 
und östlich des Verbindungsweges nach Neu Weitendorf. Es handelt es sich im We-
sentlichen um einen vernässten Bereich um zwei in der Ackerflur liegende Sölle so-
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wie um einen von West nach Ost verlaufenden Graben, der anfallendes Oberflä-
chenwasser aufnimmt. Der Bereich westlich des Verbindungsweges, zwischen Orts-
lage und den Söllen wird derzeit intensiv ackerbaulich genutzt. Östlich des Verbin-
dungsweges befinden sich Flächen, die mit Ausnahme der Fläche für den Gemein-
bedarf ebenfalls landwirtschaftlich genutzt werden.  
 
Im Geltungsbereich 5 werden Flächen für die Landwirtschaft nördlich der Ortslage 
Weitendorf und westlich und östlich des Verbindungsweges nach Neu Weitendorf 
sowie die Fläche für den Gemeinbedarf zu einer Fläche zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft umgewidmet.  
 
 
7.1.6 Geltungsbereich 6: Ausweisung von Ausgleichsflächen 
 
Der Geltungsbereich 6 befindet sich nordöstlich der Ortslage Gressow und stellt eine 
vernässte Senke als Teil eines Biotopverbundes mit Söllen, die sich nordwestlich und 
nordöstlich dieser Senke befindet dar. Die landwirtschaftliche Nutzung erstreckt sich 
derzeit bis unmittelbar an diese Senke heran. Die Gemeinde beabsichtigt, einen 20 
m bis 50 m breiten Pufferstreifen um diese Senke zu legen und die Fläche dieses 
Streifens vollständig aus der landwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen. Zu 
diesem Zweck hat die Gemeinde auch an dieser Stelle Absprachen mit den örtlichen 
Landwirten getroffen.  
 
Das Ziel der Flächenausweisung besteht in der Schaffung eines breiten Saumes, der 
mit heimischen und standortgerechten Gehölzen bepflanzt werden soll. Damit soll die 
Eutrophierung der Wiese deutlich reduziert und deren Bedeutung für den Biotopver-
bund erhöht werden.  
 
Nordöstlich der Ortslage Gressow sollen die im Geltungsbereich 6 liegenden Flachen 
für die Landwirtschaft in Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft umgewidmet werden. 
 
 
7.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
7.2.1 Schutzgut Boden 
 
Bei Verwirklichung von Planungen kommt es zu einem naturschutzrechtlich aus-
gleichpflichtigen Verlust von offenen belebten Teilen des Bodens durch Versiegelung 
und Überbauung. Wie im vorangestellten Punkt dargestellt betrifft dies maßgeblich 
den Geltungsbereich 3 mit der Erweiterung des bestehenden Sonstigen Sonderge-
bietes für Windenergieanlagen.  
 
Zusätzlich zu der Beeinträchtigung durch Versiegelung und Überbauung kann es zu 
Beeinträchtigungen durch Bodenauftrag und –abtrag kommen. Mit einer Verände-
rung des Profilaufbaus und der Struktur der Böden ist zu rechnen.  
 
Die übrigen Geltungsbereiche beinhalten die Rücknahme von Bauflächen oder wer-
den als Ausgleichsflächen entwickelt, so dass in diesen Bereichen mit keinen zusätz-
lichen Versiegelungen zu rechnen ist. 
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Großflächige Raum- und Geländeveränderungen sowie räumliche Grundwasserver-
änderungen sind nicht anzunehmen. In der Bauphase besteht die Gefahr, dass es zu 
Bodenverdichtungen durch den Einsatz von schweren Baugeräten und Lagerung von 
Baumaterialen kommt. Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodeneinwirkungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Ver-
änderung des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorru-
fen können, vermieden werden. 
 
Es sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Flächen mit Altenlastenvorbelastung 
innerhalb der Geltungsbereiche vorhanden. 
 
Nachfolgend dargestellte Bodenpotentiale sind aus der LINFOS-Datenbank über-
nommen. Anschließend erfolgt eine kurze Bewertung im Hinblick auf die Auswirkun-
gen der Planungen auf die entsprechenden Geltungsbereiche. 
 
Geltungsbereiche 1, 2 und 4 
 
Bodenart 
Bodenfunktionsbereich: Lehme/Tieflehme grundwasserbestimmt und/oder staunass, 
> 40% hydromorph 
 
Nutzungsart 
Dörfliches Misch-/ Wohngebiet, Grünland 
 
Bewertung 
Bei den Geltungsbereichen 1, 2 und 5 handelt es sich um bereits stark anthropogen 
beeinflusste Bereiche, da es sich größtenteils um Siedlungsbereiche handelt bzw. 
intensive genutzte Grünlandflächen.  
 
Aufgrund der Rücknahme von Bauflächen sind keine zusätzlichen Versiegelungen zu 
erwarten. 
 
Geltungsbereich 3 
 
Bodenart 
Bodenfunktionsbereich: Lehme/Tieflehme grundwasserbestimmt und/oder staunass, 
> 40% hydromorph 
 
Nutzungsart 
Acker (überwiegend), Laubwald  
 
Bewertung 
Durch die Planung erfolgen zusätzliche Versiegelungen für die Windenergieanlagen. 
Durch Versiegelung betroffen sind kleinflächig lediglich konventionell bewirtschaftete 
Kulturböden. Wertvolle, seltene bzw. natürliche Böden sind nicht betroffen.  
 
Die zusätzlichen Versiegelungen werden im Rahmen der Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung auf der Ebene des Bebauungsplanes bzw. im Einzelgenehmigungsverfahren 
Berücksichtigung finden. Generell bestehen innerhalb des Geltungsbereiches 3 anth-
ropogene Vorbelastungen durch die ackerbauliche Nutzung sowie die vorhandenen 
Windkraftanlagen. 
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Geltungsbereiche 5 und 6 
 
Bodenart 
Bodenfunktionsbereich: Lehme/Tieflehme grundwasserbestimmt und/oder staunass, 
> 40% hydromorph 
 
Nutzungsart 
Acker, Teil von geschützten Biotopen (§ 20 NatSchAG MV)  
 
 
Bewertung 
Die Geltungsbereiche 5 und 6 erweitern die bestehenden Flächenpools für Aus-
gleichsmaßnahmen. Es sind dementsprechend positive Entwicklung für die Fläche 
im Hinblick von Natur und Landschaft zu erwarten. 
 
 
7.2.2 Schutzgut Wasser 
 
Innerhalb der Geltungsbereich 5 und 6 sind vernässte Bereiche mit teilweise Söllen 
vorhanden. Diese Flächen werden als Ausgleichsflächen entwickelt.  
 
Übrige Gewässer sind nicht von der 3. Änderung des Flächennnutzungsplanes be-
troffen.  
 
Gemäß der Darstellungen der LINFOS-Datenbank sind die Grundwasserflurabstände 
innerhalb des Gemeindegebietes fast ausschließlich mit 10 m verzeichnet. Ausnah-
me bildet ein kleiner Bereich südlich der Ortslage Jamel, wo ein Grundwasserflurab-
stand von 5-10 m dargestellt ist. 
 
Bewertung 
Prinzipiell wird durch Versiegelung und Überbauung von Flächen der Oberflächenab-
fluss von Niederschlagswasser beschleunigt und das Rückhaltevolumen des beleb-
ten Bodens vermindert.  
Relevante Bodenversiegelungen erfolgen nur im Geltungsbereich 3, in welchem zu-
sätzliche Windkraftanlagen errichtet werden sollen. Es handelt sich um verhältnis-
mäßig kleinflächige Versiegelungen, da nur die eigentlichen Standorte der Wind-
energieanlagen überbaut werden. Die Oberflächenentwässerung ist vor Ort auf den 
umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen angedacht. 
 
 
7.2.3 Schutzgut Tiere und Pflanzen  
 
Für den Geltungsbereich 3 wurden im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung für 
die Erweiterung des Windparks Kartierungen durchgeführt, um artenschutzrechtliche 
Belange abzuklären. Es liegt ein Artenschutzrechtliche Fachbeitrag zur Umweltver-
träglichkeitsstudie erarbeitet durch das Gutachterbüro Büro Bauer mit Sitz in Gre-
vesmühlen (Bearbeitungsstand 1. Mai 2014 und abschließende Ergänzungen 9. Juli 
2014) vor.  
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Die Erarbeitung des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages erfolgte noch unter der 
Prämisse eines größeren Gebietes für die Errichtung der Windkraftanlage. Generell 
ist aufgrund der Verkleinerung des Sonstigen Sondergebietes Windenergieanlagen 
mit geringeren Beeinträchtigungen der aufgeführten Artengruppen zu rechnen. Dem 
benannten Gutachten werden folgende Aussagen entnommen: 
 

 Fledermäuse  
Im Zuge der Umsetzung der Maßnahmen (Neubau von WEA) kommt es zu keinem 
Quartierverlust für Fledermäuse. Es ist davon auszugehen, dass es durch die beste-
henden WEA bereits zur Vergrämung insbesondere beim Fernzug kommt. Tierver-
luste durch die bestehenden Anlagen sind nicht auszuschließen. Diese Tierverluste 
nehmen mit der Anlagenhöhe zu. Entsprechend besteht potenziell eine Betroffenheit 
der Artengruppe der Fledermäuse. Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbots-
tatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist ein Gondelmonitoring erforderlich, um 
erforderliche Abschaltzeiten der WEA zu verifizieren. Für das Gondelmonitoring ist 
die schon vorhandenen WEA 13 vorgesehen. Dieses Gondelmonitoring ist über ei-
nen Zeitraum von 2 Jahren vorgesehen. Für diesen Zeitraum gelten Abschaltzeiten 
für die neu zu errichtenden Anlagen. Im Ergebnis des Monitorings werden die Ab-
schaltzeiten genauer verifiziert bzw. können diese auch gänzlich entfallen. 
 

 
Auf der bestehenden WEA 13 soll das Gondelmonitoring durchgeführt 
werden 

 
 

 Brutvögel 
Auswirkungen auf die maßgeblichen Bestandteile der Habitate der festgestellten 
Brutvogelarten sind für den überwiegenden Teil der festgestellten Arten nicht zu er-
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warten. Die Brutplätze bzw. die maßgeblichen Habitatbestandteile liegen mit Aus-
nahme des Kranichs weit außerhalb der Abstandskriterien. Somit ist nur von einer 
möglichen artenschutzrechtlichen Betroffenheit des Kranichs auszugehen. Die Be-
troffenheit kann durch geeignete Maßnahmen kompensiert werden. Mögliche baube-
dingte Beeinträchtigungen sind durch Vermeidungsmaßnahmen zu minimieren. 
 
 

 Rastvögel 
Das Vorhabengebiet und die angrenzenden Bereiche besitzen im Winterhalbjahr ei-
ne nachgeordnete Bedeutung als Nahrungshabitat für Zug- und Rastvogelarten. 
Ein artenschutzrechtlicher Tatbestand bezüglich möglicher Funktionen für Zug- und 
Rastvogelarten besteht somit bei Umsetzung des Vorhabens nicht. 
 
 

 Reptilien 
Das festgestellte Arteninventar weist keine artenschutzrechtlich relevanten Arten auf. 
Es handelt sich um das Artenspektrum einer Ackerlandschaft. Die drei festgestellten 
Reptilienarten sind wenig störungsempfindlich. Der Funktionsverlust ist nicht als 
maßgeblich zu betrachten. Es kommt potenziell nur baubedingt zu nicht maßgebli-
chen Beeinträchtigungen. Um den Verbotstatbestand der Tötung gemäß § 44 Absatz 
1 BNatSchG zu vermeiden, sind Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen erfor-
derlich. Dies betrifft vor allem die Sicherung von Baugruben während der Bauphase. 
 
 

 Amphibien 
Im Zuge der Realisierung des Vorhabens kommt es zu keinen maßgeblichen Habi-
tatverlusten für artenschutzrechtlich relevante Arten. Entsprechend besteht keine 
artenschutzrechtliche Betroffenheit. Die festgestellten Amphibienarten sind wenig 
störungsempfindlich. Um den Verbotstatbestand der Tötung gemäß § 44 Absatz 1 
BNatSchG zu vermeiden, sind Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen zu emp-
fehlen. Es ist lediglich eine baubedingte temporäre Beeinträchtigung der Arten mög-
lich. 
 
 
Für die übrigen Geltungsbereiche sind keine negativen Auswirkungen durch die Pla-
nungen zu erwarten. Es handelt sich entweder um die Rücknahme von Bauflächen 
oder um die Schaffung von naturschutzfachlichen Ausgleichsflächen. Auf den redu-
zierten Bauflächen wird überwiegend die derzeitige Nutzung erhalten bleiben. Dabei 
handelt es sich größtenteils um landwirtschaftliche Flächen oder bestehende Sied-
lungsbereiche.  
 
 
7.2.4 Schutzgut Klima / Luft 
 
Bei der Betrachtung des Schutzgutes Klima und Luft werden schwerpunktmäßig kli-
ma- und immissionsökologische Aspekte bearbeitet. Nach dem Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) sind „Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit güns-
tiger lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungs-
gebiete oder Luftaustauschbahnen“ (§ 1 Abs. 3 BNatSchG). 
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Es ist durch die im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes betrachte-
ten Planungen kaum mit negativen Auswirkungen auf das Schutzgut zu rechnen.  
Die Erweiterung von regenerativen Energieformen ist prinzipiell zu unterstützen. Es 
handelt sich um eine Form der schadstoffemissionsfreien Energiegewinnung und 
trägt somit zum Klimaschutz bei. Ebenso sind durch die Schaffung von naturschutz-
fachlichen Ausgleichsflächen (z.B. Gehölzpflanzungen – Abkühleffekt und Staubfilte-
rung) und Rücknahme von Bauflächen eher positive Auswirkungen auf das 
(Klein)klima zu erwarten.  
 
Großklimatisch befindet die Gemeinde Gägelow innerhalb des 30 km landeinwärts 
reichenden Einflussbereiches der Ostsee, der mit zunehmender Entfernung von der 
Küste an Bedeutung verliert. Dieser Einfluss mäßigt das eigentlich vorherrschende 
kontinentale Klima und bringt geringfügig mehr Niederschläge. 
Das Kleinklima wird vorwiegend von Flächennutzung und der Reliefform beeinflusst. 
Kleinklimatisch begünstigt die unbebaute Fläche die Kaltluftentstehung und die 
Frischluft-Produktion. Dies gilt insbesondere auch für Waldbereiche. Weite ungeglie-
derte Ackerfläche auf der Höhenkuppe begünstigen die Windgeschwindigkeiten, so 
dass diese Flächen als Transportbahnen für die Luftmassen angesehen werden 
können. Als Beeinträchtigung dieser Klimafunktion große Verkehrsverbindungen wie 
die Bundesstraße zu nennen, das ein Großteil der Immissionen durch den Straßen-
verkehr bedingt ist. 
 
Im Zusammenhang mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Erweite-
rung der bestehenden Windenergieanlagen (Geltungsbereich 3) vorgesehen. Die 
Bestandspflege des vorhandenen Windparks entspricht dem Ziel der Gemeinde, den 
Ausbau der regenerativen Energieproduktion durch Windkraftanlagen auch auf dem 
eigenen Gemeindegebiet aktiv zu unterstützen und damit einen wichtigen kommuna-
len Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Der Flächennutzungsplan bildet auch die 
rechtliche Voraussetzung für die Errichtung einer kommunalen Anlage. 
 
 
7.2.5 Schutzgut Menschen 
 
Bei einer Beurteilung der Umweltverträglichkeit im Hinblick auf das Schutzgut 
Mensch stehen vor allem die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen im 
Vordergrund der Betrachtung. Entscheidenden Einfluss nehmen dabei die Wohn- 
und Wohnumfeldfunktionen sowie Erholungs- und Freizeitfunktionen. Wirtschaftliche 
und soziale Aspekte sind nicht zu berücksichtigen.  
 
Die für die Geltungsbereiche 1, 2 und 4 vorgesehene Rücknahme von Bauflächen 
führt zu keinen negativen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch, ebenso we-
nig die Ausweisung von Flächen für Ausgleichsmaßnahmen (Geltungsbereiche 5 und 
6). Hier sind positive Effekte zu erwarten.  
 
Für die im Geltungsbereiche 3 geplanten zusätzlichen Windenergieanlagen (WEA) 
sind Immissionsrichtwerte von zum Beispiel in Dorfgebieten von 60 dB(A) tags und 
45 dB(A) nachts und in Allgemeinen Wohngebieten (WA) die Werte von 55 dB(A) am 
Tag und 40 dB(A) in der Nacht einzuhalten. Im Rahmen der für die Errichtung der 
Windenergieanlagen notwendigen Umweltverträglichkeitsprüfung wurde Schall- und 
Schattengutachten durchgeführt. Das Gutachten (ZWE 06/2014) kommt zu der 
Schlussfolgerung, dass prognostizierte mögliche Überschreitungen der Richtwerte 
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durch die konkrete Anlagenkonfiguration ausgeschlossen werden müssen. Im kon-
kreten Genehmigungsverfahren für die Windenergieanlagen sind genauere Untersu-
chungen zu den Themen Lärm und Schattenwurf beizubringen, die durch die Ge-
nehmigungsbehörden geprüft werden. Im Ergebnis kann es zu Änderungen hinsicht-
lich der Anlagenstandorte und technischen Ausprägung (z.B. Anlagenhöhe) kom-
men, die auf Flächennutzungsplanebene noch nicht absehbar sind.  
 
Die Mindestabstände zu Einzelgehöften (mind. 800 m) sowie zu Ortslagen (mind. 
1000 m) im Sinne eines vorsorgenden Emissionsschutzes wurden schon im Rahmen 
des Auswahlverfahrens für die Eignungsräume geprüft. Diese relativ hohen Abstände 
lassen in der Regel die Einhaltung bzw. Unterschreitung der zulässigen Werte hin-
sichtlich Schall- und Schattenemissionen erwarten. Sollten im Einzelfall Überschrei-
tungen der Richtwerte berechnet werden, sind Maßnahmen zur Reduzierung der 
Emissionen (z.B. temporäre Abschaltung, Leistungsdrosselung) erforderlich und 
durchzuführen. 
 
Die geplanten Windenergieanlagen sind wie alle modernen WEA typgeprüft. Sie sind 
somit für den Bau und den Betrieb in Deutschland grundsätzlich geprüft und zuge-
lassen. Die Typprüfung umfasst einen baustatischen Standsicherheitsnachweis für 
die Betriebsführung und ein Sicherheitskonzept.  
Im direkten Einflussgebiet der Rotoren des Schlagschattens und der Lärmimmissio-
nen befinden sich keine Häuser oder Ansiedlungen. Die kürzesten Entfernungen zu 
allen umliegenden Dörfern und Siedlungen, der hier betrachteten 3. Änderung des 
Flächennutzungsplanes Sondergebietsfläche betragen zwischen 0,8 – 1,5 km.  
Der Mensch ist nur durch den Anblick und den negativen Einfluss der Anlagen auf 
das Landschaftsbild miteinbezogen. Der dafür gewählte Untersuchungsraum besitzt 
aufgrund seiner überwiegenden agrarischen Nutzung eine sehr untergeordnete Be-
deutung für Erholungszwecke. Die nächstgelegenen Schutzgebiete besitzen Entfer-
nungen von mehr als 2 km, so dass keine bzw. sehr geringe Auswirkungen zu erwar-
ten sind. 
 
Mit dem hier vorliegenden Entwurf wurde das Sonstige Sondergebiet – Windenergie-
anlagen deutlich verkleinert. Mit der Erweiterung des Sondergebietes für Windener-
gieanlagen östlich der Ortslage Stofferstorf (Geltungsbereich 3) verfolgt die Gemein-
de die Zielsetzung, auf der Ebene der Flächennutzungsplanung eine Anpassung an 
die im geltenden Regionalen Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg 
(RREP WM, 2011) ausgewiesenen Eignungsgebiet für Windenergieanlagen mit der 
Bezeichnung "Nr. 4 Gägelow - I/58/11". Dementsprechend liegt schon eine Überprü-
fung der allgemeinen Kriterien für die Standorte von Windenergieanlagen vor.  
 
 
7.2.6 Schutzgut Landschaft / Ortsbild 
 
Das Landschaftsbild entsteht durch die menschliche Wahrnehmung. Es umfasst die 
Gesamtwirkung der für den Menschen sinnlich wahrnehmbaren Merkmale und Ei-
genschaften von Natur und Landschaft. In der Wahrnehmung dominieren die visuel-
len Eindrücke. Vielfalt, Eigenart und Naturnähe sind dabei die wesentlichen Merkma-
le. Gerüche und Geräusche prägen die Wahrnehmung des Landschaftsbildes eben-
falls mit. Ein wesentlicher Grundsatz der Landschaftspflege ist auch die Erschließung 
und Erhaltung der Landschaft für die Erholung (§ 2 Abs. Punkt 13 BNatSchG). 
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Im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes beinhalteten Geltungsbe-
reichen und deren Entwicklungszielen, ist die Errichtung von weiteren Windenergie-
anlagen (Geltungsbereich 3) in Bezug auf die Betrachtung des Schutzgutes Land-
schaftsbild relevant. Hier ergeben sich Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, 
welche nicht ausgleichbar sind. Der bestehende Windpark wird als Vorbelastung mit-
bewertet. Eine ausführliche Auseinandersetzung mit den Auswirkungen auf das 
Schutzgut Landschaftsbild erfolgt im Rahmen der hierfür derzeit erarbeiteten Um-
weltverträglichkeitsprüfung. Dabei wird in Anlehnung an die „Hinweise zur Eingriffs-
bewertung und Kompensationsplanung für Windkraftanlagen, Antennenträger und 
vergleichbaren Vertikalstrukturen“ entsprechend der Höhe der Anlagen ein Untersu-
chungsradius von 10 km um das Eignungsgebiet gewählt. 
 
Laut den Darstellungen des Gutachterlichen Landschaftsrahmenplanes Westmeck-
lenburg befindet sich der Geltungsbereich 3 innerhalb eines unbewerteten Zer-
schneidungsraumes. Auch die östlich und westlich angrenzenden Bereiche sind nur 
mit Stufe 1 (gering) bewertet. 
 
Der Geltungsbereich 3 stellt überwiegend landwirtschaftliche Nutzflächen dar. Im 
Nordosten und Südosten befinden sich Wald- bzw. andere Gehölzstrukturen. Gene-
rell handelt es sich um eine strukturarme Fläche. Im Bereich des Geltungsberei-
ches 3 befinden sich die bestehenden Windenergieanlagen, die das Landschaftsbild 
bereits deutlich prägen.  
 
Aufgrund der bereits bestehenden Vorbelastungen werden die zusätzlichen Beein-
trächtigungen als gering eingestuft. Demzufolge entstehen durch die hier betrachtete 
Erweiterung des Windparks keine erheblichen Beeinträchtigungen.  
 
In den übrigen Geltungsbereichen entstehen aufgrund der Art der Planungsziele kei-
ne negativen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Landschaftsbild. 
 
 
7.2.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
Im Bereich des Geltungsbereiches 3 ist derzeit ein Bodendenkmal bekannt. Dieses 
befindet sich am südlichen Rand des Geltungsbereiches, unmittelbar an der Ge-
meindegrenze nach Barnekow. Nach Auskunft der zuständigen Denkmalschutzbe-
hörde handelt es sich dabei um eine Fundstelle bronzezeitlicher Metallgegenstände. 
Das Denkmal könnte nach einer Dokumentation überbaut werden.  
Da die Flächen vorwiegend als Ackerstandorte genutzt werden und zusätzlich alle 
alten fußläufigen Wegebeziehungen überpflügt und unerreichbar sind, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich Spaziergänger oder andere Nutzer hier einfinden sehr ge-
ring.  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand liegt keine Betroffenheit von Boden- und Baudenk-
male in Verbindung mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes vor. 
 
 
 
 
 

TOP 8.

48 von 90 in Zusammenstellung



3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow, Entwurf 

36 
 

7.2.8 Wechselwirkungen Schutzgüter 
 
Die einzelnen Auswirkungen auf die unterschiedlichen Schutzgüter beeinflussen ein 
vernetztes, komplexes Wirkungsgefüge. Generell bestehen immer Wechselwirkun-
gen bei Beeinträchtigungen von Schutzgütern. 
Für den Planungsbereich sind Wechselwirkungen zwischen allen Schutzgütern in 
geringem Umfang wahrscheinlich. Mit Veränderungen des Ursprungsbiotops (z.B. 
Acker) ändern sich zwangsläufig auch das Landschaftsbild, die Erholungseignung 
und auch Bodeneigenschaften.  
 
 
7.3 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung („Nullvariante“) 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass die derzeitige Situa-
tion bestehen bleibt.  
 
Da die hier betrachtete 3. Änderung auch Geltungsbereiche beinhaltet, in welchen 
die Rücknahme von Bauflächen erfolgt, ist aktuell sogar potentiell in diesen Berei-
chen eine höhe Versieglung möglich. Die bisher vorhandenen landwirtschaftlichen 
Nutzflächen blieben ebenso erhalten. Prinzipiell ist die Schaffung von Ausgleichsflä-
chen zu begrüßen und führt zu einer Erhöhung der Biotop- und Habitatqualität sowie 
zu einer Stärkung des angestrebten Biotopverbundes.  
 
Die vorgesehene Erweiterung der Windenergieanlagen entspricht dem gemeindli-
chen Ziel der Förderung von erneuerbaren Energien.  
 
 
8 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  
 
8.1 Darstellung anderweitig geprüfter Lösungsmöglichkeiten 
 
Die Darstellungen der einzelnen Geltungsbereiche sind als Anpassung des Flächen-
nutzungsplanes an die aktuelle Gemeindeentwicklung und künftigen Ziele der Ge-
meinde anzusehen. Schwerpunkte stellen hierbei die Wohnbauentwicklung, die Er-
weiterung des bestehenden Flächenpools sowie die Vergrößerung des bestehenden 
Windparks dar.  
 
In Bezug auf die Entwicklung von Wohnflächen soll der künftige Schwerpunkt im Be-
reich des Hauptwohnortes Proseken liegen. Die vorgesehene Erweiterung ist bereits 
in der rechtskräftigen Fassung des Flächennutzungsplanes vorhanden. Zudem wer-
den mit der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der landesplanerischen Stel-
lungnahme zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 nachgekommen Wohn-
bauflächen zu reduzieren. In diesem Zusammenhang wurden verschiedene Alterna-
tiven von der Gemeinde erwogen. Die Überlegungen sind im städtebaulichen Teil der 
Begründung wiedergegeben. 
 
Innerhalb des Gemeindegebietes ist gemäß RREP WM ein Windeignungsgebiet vor-
handen. Diese Entwicklungsmöglichkeit soll nun noch stärker genutzt werden. Das 
festgesetzte Sonstige Sondergebiet Windenergieanlagen überschreitet den im RREP 
WM dargestellten Eignungsraum für Windanlagen nicht.  
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Ebenso ist die Gemeinde bemüht die Entwicklung Biotopverbundstrukturen zu för-
dern. Dazu werden die bestehenden Ausgleichsflächen ergänzt. 
 
 
8.2 Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen 
 
Hinsichtlich der Darstellung von Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen wird 
im konkreten Fall auf die Umweltberichte zu den Bebauungsplänen bzw. die Betrach-
tung der Umweltbelange innerhalb von Einzelgenehmigungsverfahren verwiesen. 
Insgesamt sind der geplanten Planänderungen nur im Geltungsbereiche 3 (Erweite-
rung des bestehenden Windparks) Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen zu 
erwarten.  
 
 
8.3 Ermittlung des Kompensationsbedarfs 
 
Ein entstehender Kompensationsbedarf ist nur für die Eingriffe innerhalb des Gel-
tungsbereiches 3 zu erwarten. Hier sind die Versiegelungen der zusätzlichen Wind-
energieanlagen relevant. Auf den nachfolgenden Planungsebenen der verbindlichen 
Bauleitplanung bzw. im Einzelgenehmigungsverfahren wird eine Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung durchgeführt. Die Ausführung und Umsetzung erfolgt entspre-
chenden in den nachfolgenden Planungsprozessen.  
 
Durch die Rücknahme von Bauflächen und die Schaffung von Ausgleichsflächen in 
den übrigen Geltungsbereichen entsteht kein Kompensationsbedarf. 
 
Die festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sollen als Kompensationsflächen für ge-
meindliche Vorhaben zur Verfügung stehen. Eine Anerkennung des Flächenpools 
gemäß Ökokontoverordnung M-V wird nicht angestrebt.  
 
Die Einrichtung eines kommunalen Flächenpools für Ausgleichsmaßnahmen wurde 
von der Gemeinde schon im Rahmen der 1. Änderung des F-Planes vorgenommen. 
Ursprünglich war daran gedacht, die für acht Windenergieanlagen im Windpark not-
wendigen Ausgleichsmaßnahmen sowie Ausgleichsmaßnahmen für die Bebauungs-
pläne Nr. 5 und Nr. 10 in diesem Pool zu realisieren. Weiterhin sollten Ausgleichs-
maßnahmen für kleinere Bauleitpläne in diesem Bereich realisiert werden. 
 
Diese Planungsabsicht hat sich nur zu einem Teil realisieren lassen. Zwar wurden in 
der Vergangenheit die Kompensationsmaßnahmen für die B-Pläne 5 und 10 sowie 
für weitere Planungen innerhalb des Flächenpools umgesetzt, die Ausgleichsmaß-
nahmen für die nach § 35 BauGB genehmigten Windenergieanlagen wurden jedoch 
nicht an diesen Stellen umgesetzt. Die Gemeinde beabsichtigt auch nicht mehr, den 
Flächenpool für diese Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 
 
Dies hatte zur Folge, dass innerhalb des Flächenpools mit einer Gesamtgröße von 
ca. 31 ha ca. 7 ha für Ausgleichsmaßnahmen herangezogen wurden. 24 ha standen 
für weitere Maßnahmen zur Verfügung. Im Rahmen einer interkommunalen Zusam-
menarbeit hat die Gemeinde den größten Teil dieser Flächenreserve der Stadt Wis-
mar zur Verfügung gestellt. Um zukünftig auf Ausgleichsflächen zurückgreifen zu 
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können, beabsichtigt die Gemeinde nun, den Flächenpool zu erweitern. Dieser Er-
weiterung dienen die Änderungen in den Geltungsbereichen 5 und 6.  
 
 
8.4 Maßnahmen zum Artenschutz 
 
Detailliertere artenschutzrechtliche Prüfungen und ggf. Kartierungen wurden für die 
Erweiterung des Windparks (hier: Geltungsbereich 3) im Zusammenhang mit der 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Es liegt ein Artenschutzrechtliche Fach-
beitrag zur Umweltverträglichkeitsstudie erarbeitet durch das Gutachterbüro Büro 
Bauer mit Sitz in Grevesmühlen (Bearbeitungsstand 1. Mai 2014 und abschließende 
Ergänzungen 9. Juli 2014) vor.  
 
Innerhalb der übrigen Geltungsbereiche sind aufgrund der dort vorgesehenen Pla-
nungsziele keine artenschutzrechtlich relevanten Belange zu erwarten. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Kompensation von artenschutzrechtlichen Tatbe-
ständen werden im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung oder im Einzelgeneh-
migungsverfahren konkretisiert und festgelegt.  
Die Erarbeitung des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages erfolgte noch unter der 
Prämisse eines größeren Gebietes für die Errichtung der Windkraftanlage. Daher ist 
eine Überprüfung der Maßnahmen notwendig. Generell ist aufgrund der Verkleine-
rung des Sonstigen Sondergebietes Windenergieanlagen mit geringeren Beeinträch-
tigungen der aufgeführten Artengruppen zu rechnen.  
 
In dem benannten Gutachten werden die nachfolgenden dargestellten Maßnahmen.  

 
CEF-Maßnahmen 
 

CEF-Maßnahmen sind Maßnahmen, die vor dem Eingriff in maßgebliche Habitatbe-
standteile von Arten gemäß der Anhänge II und IV der FFH-Richtlinie und für Arten 
gemäß Anhang I der Vogelschutzrichtlinie bzw. für europäische Brutvogelarten, die 
mehrjährig dieselben Niststätten nutzen (Rauchschwalbe, Mehlschwalbe, Greifvögel 
usw.). Diese Maßnahmen verfolgen das Ziel die Habitatbestandteile im Vorfeld durch 
geeignete Maßnahmen wie den Anbau von Nisthilfen oder die Schaffung der durch 
das Vorhaben beeinträchtigten Habitatbestandteile funktionsgerecht herzustellen.  
 

 Fledermäuse 
CEF-Maßnahmen sind für die Artengruppe der Fledermäuse nicht erforderlich. 
 

 Brutvögel 

Für das Brutrevier im Barnekower Bruch besteht eine bedingte artenschutzrechtliche 
Betroffenheit, da der Abstand von 1.000 Metern zur WEA unterschritten wird. Diese 
Betroffenheit kann jedoch durch Habitatoptimierung (CEF-Maßnahmen) kompensiert 
werden. CEF-Maßnahme wäre die Schaffung eines prädatorensichen Bruthabitats im 
Bereich des Barnekower Bruchs bzw. im Umfeld. 
 

 Zug- und Rastvögel 
CEF-Maßnahmen sind für die Artengruppe der Zug- und Rastvögel nicht erforderlich. 
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 Reptilien 
CEF-Maßnahmen sind für die Artengruppe der Reptilien nicht erforderlich. 
 

 Amphibien 
CEF-Maßnahmen sind für die Artengruppe der Amphibien nicht erforderlich. 
 
 
Minimierung- und Vermeidungsmaßnahmen 
 
Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind dazu geeignet, die Auswirkungen 
von Vorhaben, die die unter dem Schwellenwert der nachhaltigen Beeinträchtigung 
liegen, zu kompensieren bzw. die Habitatqualität besonderer schutzwürdiger Arten 
zu verbessern. Diese Maßnahmen können im Zuge des allgemeinen Ausgleiches 
erfolgen und sind hier zu bilanzieren. Hierbei sind aber die Habitatansprüche der Ar-
ten zu berücksichtigen. 
 

 Fledermäuse 
Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG ist ein Gondelmonitoring erforderlich, um erforderliche Abschaltzeiten der 
WEA zu verifizieren. Für das Gondelmonitoring ist die schon vorhandenen WEA 13 
vorgesehen. Dieses Gondelmonitoring ist über einen Zeitraum von 2 Jahren vorge-
sehen. Für diesen Zeitraum gelten Abschaltzeiten für die neu zu errichtenden Anla-
gen. Im Ergebnis des Monitorings werden die Abschaltzeiten genauer verifiziert bzw. 
können diese auch gänzlich entfallen. Dieses Gondelmonitoring ist bereits mit der 
unteren Naturschutzbehörde abgestimmt 
 

 Brutvögel 
Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten sollte die Baufeldbe-
räumung außerhalb der Brutzeit (September bis März) erfolgen.  
 

 Zug- und Rastvögel 
Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen sind für die Artengruppe der zug- und 
Rastvögel nicht erforderlich. 
 

 Reptilien 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Gruben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell herein-
gefallene Tiere (Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gruben zu entfernen sind. 
 

 Amphibien 
Bei Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass steile Böschungen vermieden werden 
bzw. die Gruben schnellstmöglich zu verschließen sind und vorher eventuell herein-
gefallene Tiere (Amphiben, Reptilien usw.) aus den Gruben zu entfernen sind. 
 
 
9 Beschreibung der u.U. verbleibenden, erheblichen Auswirkungen 
 
Verbleibende, erhebliche Auswirkungen sind für die Vorhaben in Verbindung mit der 
3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow nicht zu erwarten. 
In einigen Bereichen werden Bauflächen zurückgenommen oder stehen zukünftig als 
Ausgleichsflächen zur Verfügung. 
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Zusätzliche Überbauungen erfolgen innerhalb der Geltungsbereich 3. Die Versieg-
lung werden im Rahmen einer durchzuführenden Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-
rung berücksichtigt und entsprechende Kompensationsmaßnahmen festgelegt, die 
das Verbleiben von erheblichen Beeinträchtigungen verhindern. Insbesondere die 
Auswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und Landschaft sowie Flora und Fauna 
werden ausführlich im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung und nachfolgen-
den Bewertungen auf Bebauungsplanebene bzw. Einzelgenehmigungsverfahren de-
tailliert untersucht und entsprechende Maßnahmen festgelegt um verbleibende er-
hebliche Auswirkungen zu verhindern.  
 
 
10 Zusätzliche Angaben 
 
10.1 Beschreibung der Methodik sowie Hinweise auf Schwierigkeiten bei der 

Zusammenstellung der Angaben 
 
Aufgrund der Planungsebene (vorbereitende Bauleitplanung) sowie der Art der ge-
planten Nutzung wurden keine detaillierten und flächenscharfen Erhebungen zu Bio-
topen und Arten durchgeführt. Es handelt sich zum Teil um die Rücknahme von Bau-
flächen sowie die Schaffung von Ausgleichsflächen.  
 
Eingriffsrelevante Maßnahmen wie die Errichtung der Windkraftanlagen werden im 
Rahmen der dafür notwendigen Umweltverträglichkeitsprüfung ausführlich unter-
sucht. Es erfolgten sowohl detaillierte Kartierungen der Biotoptypen als auch der ar-
tenschutzrechtlich relevanten Arten. Auf die vorläufigen Aussagen zum Bestand wird 
für die vorliegende Planung zurückgegriffen.  
 
Außerdem werden die Aussagen der übergeordneten Planungen für die Betrachtung 
und Bewertung der Geltungsbereiche herangezogen.  
 
 
10.2 Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der planbe-

dingten erheblichen Umweltauswirkungen (sog. „Monitoring“) 
 
Die Kompensationsmaßnahmen sind in der Pflanzperiode nach Umsetzung der 
Baumaßnahmen zu erbringen. Die Umsetzung der Maßnahmen ist durch die Ge-
meinde zu kontrollieren, so dass ihre Fertigstellung gewährleistet ist.  
Maßnahmen zum Artenschutz entsprechend der fachgutachterlichen Aussagen 
durchzuführen und durch die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Nord-
westmecklenburg zu bestätigen.  
 
 
11 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
 
Der betroffene Landschaftsraum wird überwiegend durch die vorhandenen Acker-
landschaften geprägt. Das Relief ist durch eiszeitliche Bildungen leicht bewegt. Ins-
gesamt bietet die Landschaft das Bild einer aufgelockerten Ackerlandschaft, durch-
setzt mit Wäldern, Grünländern und Gewässern an einer abwechslungsreichen Küs-
te. Der intensive Ackerbau überwiegt als Nutzungstyp in der Landschaft. Weideland 
weist nur einen geringen prozentualen Anteil auf. 
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Die Küstenbereiche zwischen Wismar und Wohlenberg werden touristisch genutzt, 
haben aber ihre Natürlichkeit zumindest abschnittsweise noch erhalten. 
 
Mit den Planungszielen der hier betrachteten 3. Änderung des Flächennutzungspla-
nes ist nur verhältnismäßig wenige zusätzliche Überbauung vorgesehen. Es werden 
Wohnbauflächen zurückgenommen oder auch die Flächen für Ausgleichsmaßnah-
men erweitert.  
 
Für die Erweiterung des Windparks ist ein Verlust an Ackerflächen zu verzeichnen. 
Der Verlust an von landwirtschaftlichen Nutzflächen ist generell als negativ zu bewer-
ten, jedoch erfolgen die Versiegelungen nur punktuell für die einzelnen Windkraftan-
lagen. Ebenso sind regenerative Energiequellen als positiv zu bewerten. Die umge-
benden Flächen werden weiterhin landwirtschaftlich genutzt. Für die Vergrößerung 
des Windparks wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt, die detailliert 
die Auswirkungen auf die Schutzgüter betrachtet und bewertet. Hier sind insbeson-
dere das bereits erwähnte Landschaftsbild sowie die Schutzgüter Mensch, Flora und 
Fauna zu nennen. 
 
Auswirkungen auf die Schutzgüter für die übrigen Geltungsbereiche sind kaum vor-
handen, da es sich nicht um Überbauung handelt, sondern u.a. sogar auch spezielle 
Flächen für Naturschutzzwecke bereitgestellt werden.  
 
Die Gemeinde Gägelow steuert mit der hier vorliegenden Planung die Wohnbauent-
wicklung im Gemeindegebiet. Außerdem werden Flächen für Ausgleichsmaßnahmen 
und die Weiterentwicklung des Biotopverbundes bereitgestellt. Ebenso fördert die 
Gemeinde mit der Erweiterung des Windparks regenerative Energiequellen. 
 
 
 
 
 
 
Gemeinde Gägelow, den ................... ……………………………………………. 

Der Bürgermeister 
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3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Gägelow, Entwurf 
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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Haupt- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-315
öffentlich

14.07.2016
Herr Heinze

Beschluss über die 2. Änderungssatzung der Straßenreinigung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

23.08.2016 Finanzausschuss Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt die 2. Änderungssatzung der Straßenreinigung in der 
Gemeinde Gägelow.

  
Sachverhalt: 
Die Firma ABS führte bis zur Einstellung ihrer Geschäftstätigkeit Ende 2014 die 
Straßenreinigung in der Gemeinde zwischen Ende März/ Anfang April und Ende November/ 
Anfang Dezember alle zwei Wochen durch. Dafür wurden zuletzt 789,56 Euro brutto je 
Einsatz berechnet.
In Ermangelung eines neuen Vertragspartners in vertretbarer Nähe für eine so häufige 
regelmäßige Reinigung wurden die Straßen in der Reinigungsklasse 1 ab 2015 nur noch bei 
Bedarf gekehrt. Das hat sich mittlerweile als völlig ausreichend erwiesen. Die Kosten von 
durchschnittlich 700 bis 750 Euro brutto je Einsatz verringern die jährlichen Gesamtkosten 
bei vier zu veranschlagenden Einsätzen um etwa 10.000 Euro auf etwa 3000 Euro. Die 
Reinigungen finden in der Regel Mitte April (nach dem Ende des Straßenwinterdienstes), 
Ende Juni (vor dem Dorf- und Sportfest in Proseken), Ende September (vor dem Erntefest) 
und Ende November (nach dem Laubabwurf der Straßenbäume) statt. Zusätzliche Einsätze 
der Kehrmaschine können bei Bedarf kurzfristig angefordert werden. Die Reinigungstermine, 
in der Regel an einem Donnerstag zwischen 07.00 Uhr und 13.00 Uhr, orientieren sich am 
Grad der Verschmutzung, den Vegetationsabläufen und besonderen Straßenbenutzungen 
durch Veranstaltungen der Gemeinde. Erforderliche Nacharbeiten, zum Beispiel in den zur 
Reinigung belegten Parkbuchten, erledigen in der Regel die Gemeindearbeiter.
 

Finanzielle Auswirkungen:   
Anlage/n: 
- 2. Änderung der Straßenreinigungssatzung 

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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2. Satzung

zur Änderung der Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Gägelow

vom 12.09.2016

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
(KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) 
und des § 50 Absatz 4 Nr. 3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (StrWG M-V) vom 13. Januar 1993 (GVOBl. M-V S. 42), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 9. November 2015 (GVOBl. M-V S. 436), wird nach Beschlussfassung durch 
die Gemeindevertretung vom 12.09.2016 die 2. Satzung zur Änderung der 
Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Gägelow erlassen:

Artikel 1 – Änderungen

Die Anlage 1 erhält nach „Reinigungsklasse 1“ folgende Fassung:

Die Reinigung der öffentlichen Straßen erfolgt je nach Verschmutzungsgrad und Bedarf 
mindestens viermal im Jahr durch eine Vertragsfirma in Form einer maschinellen Kehrung.

Die Reinigung der Gehwege und der weiteren in § 3 benannten Straßenteile erfolgt zweimal 
im Monat durch die Anlieger.

Die Schnee- und Glättebeseitigung auf den öffentlichen Straßen erfolgt durch eine 
Vertragsfirma der Gemeinde.

Die Schnee- und Glättebeseitigung auf den in § 5 der Straßenreinigungssatzung benannten 
Straßenteilen wird auf die Anlieger übertragen.

Artikel 2 – Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2016 in Kraft.

Gägelow, den 

Der Bürgermeister
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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-317
öffentlich

25.07.2016
Lenschow, Kristine

2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die 
Straßenreinigung in der Gemeinde Gägelow
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

23.08.2016 Finanzausschuss Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:
Beschlussvorschlag: Die Gemeindevertretung beschließt die 2 Satzung zur Änderung der 
Gebührensatzung für die Straßenreinigung in der Gemeinde Gägelow.
 
Sachverhalt: Die Anpassung der Gebührensatzung wird aufgrund der Änderung der 
Straßenreinigungssatzung erforderlich, da die Häufigkeit der Reinigungen reduziert wurde. 
Die Kalkulation liegt der Satzungsänderung bei.  

Finanzielle Auswirkungen: siehe Kalkulation  
Anlage/n:   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Gemeinde Gägelow für die 
Straßenreinigung der Gemeinde Gägelow vom 13.09.2016 

 
Auf der Grundlage des § 5 Absatz 1 der Kommunalverfassung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) und der §§ 1-3 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KAG M-V) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 2005 (GVOBl. M-V S. 146), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777, 833) 
wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung Gägelow vom 12.09.2016 die 
2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung der Gemeinde Gägelow für die 
Straßenreinigung erlassen: 
 

Artikel 1 
Änderung der Satzung 

 
Die Gebührensatzung der Gemeinde Gägelow für die Straßenreinigung vom 28. 
Oktober 2003, zuletzt geändert durch die 1. Satzung zur Änderung der 
Gebührensatzung für die Straßenreinigung in der Gemeinde Gägelow vom 
24.06.2008,  wird wie folgt geändert: 
 
1. Der § 4 wird wie folgt geändert: 

„Die Gebühren betragen je Meter Frontlänge jährlich 
a) In der Reinigungsklasse 1    0,47 Euro 
b) In der Reinigungsklasse 2    0,00 Euro.“ 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzungsänderung tritt zum 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
 
Gägelow, den 13.09.2016 
 
 
 
Wandel 
Bürgermeister        (Dienstsiegel) 
 
Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften 
verstoßen wurde, können diese gemäß § 5 Absatz 5 der Kommunalverfassung für 
das Land Mecklenburg-Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese 
Einschränkung gilt nicht für die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder 
Bekanntmachungsvorschriften. 
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Stadt Grevesmühlen 24.08.2016

Gebührenkalkulation
Gemeinde Gägelow

Straßenreinigung

Produkt: 54501 54501 54501

Aufwandsarten PSK 2015 2014 2013 Durchschnitt

Aufwand Straßenreinigung Dienstleistung 58130 2.034,61      18.010,22    15.395,84       11.813,56       

Personalaufwand 3.815,48      3.173,69      2.927,01         3.305,39         

Sachkosten 1.248,00      1.248,00      1.248,00         1.248,00         

Gemeinkosten (25% auf PK) 953,87         793,42         731,75            826,35            

jährlicher Gesamtaufwand 8.051,96      23.225,33    20.302,61       17.193,30       

davon 25% Gemeinde 2.012,99      5.806,33      5.075,65         4.298,32         

umlagefähiger Aufwand 6.038,97      17.419,00    15.226,96       12.894,97       Euro/a

Frontmeter: 12.798,00    12.798,00    12.798,00       12.798,00       lfd. m

Kosten je Frontmeter: 0,47             1,36             1,19                1,01                Euro/lfd.m

alt: 1,16 Euro/lfd. m

Aufgrund der Neuausrichtung der Straßenreinigung (4 Reinigungen/Jahr)

wird nur das Jahr 2015 als Grundlage für die Berechnung der Gebühr genommen. 

Straßenreinigung

N:\Ämter\03 Finanzen\01 Allg. FiWi\Wirtschaftlichkeit\Kalkulation Satzungen\StrReinigung\13\13 Kalkulation Straßenreinigung 2016
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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Haupt- und Ordnungsamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-321
öffentlich

17.08.2016
Wulff, Manuela

Vergabe der Trägerschaft für die Maßnahme "Jugendsozialarbeit" 
(Jugendtreff) in der Gemeinde Gägelow
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

30.08.2016 Sozialausschuss Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung Gägelow beschließt, die Trägerschaft für die Maßnahme 
„Jugendsozialarbeit“ (Jugendtreff) in der Gemeinde Gägelow 
an ………………………………………….…  zu vergeben.

Der Gemeindevertretung ist eine Vereinbarung  zur Regelung der Trägerschaft für 
die Maßnahme „Jugendsozialarbeit“ (Jugendtreff) in der Gemeinde Gägelow sowie 
ein Nutzungs- bzw. Mietvertrag für den Jugendtreff zur Beschlussfassung vorzulegen.

Sachverhalt:   
Im Juni 2016 führt die Gemeinde Gägelow ein Interessenbekundungsverfahren 
zur Übernahme der Trägerschaft für die Maßnahme Jugendsozialarbeit“ (Jugendtreff) in 
der Gemeinde Gägelow durch.

Dafür bekundeten Ihr Interesse das Deute Rote Kreuz, Kreisverband Nordwest-
mecklenburg e.V. Grevesmühlen und der AIDS- Hilfe Westmecklenburg im Verein 
SchuLZ e.V. Wismar.

Am 30.08.2016 erhalten beide Interessenten die Gelegenheit Ihren Verein sowie ein 
Konzept für die Maßnahme Jugendsozialarbeit“ (Jugendtreff) in der Gemeinde 
Gägelow persönlich im Sozialausschuss vorzustellen. Im Anschluss wird 
der Sozialausschuss eine Empfehlung an die Gemeindevertretung zur Übertragung 
der Trägerschaft für die Maßnahme „Jugendsozialarbeit“ (Jugendtreff) in der 
Gemeinde Gägelow abgeben. 

Finanzielle Auswirkungen:  
Die Gemeinde hat sich auch künftig anteilig an den Personal- und Sachkosten der 
Jugendsozialarbeit (Jugendtreff) in der Gemeinde Gägelow zu beteiligen. 

Anlagen:
Interessenbekundung Deutsches Rotes Kreuz, Kreisverband Nordwestmecklenburg e.V. 
Grevesmühlen 

Bewerbung und Konzept AIDS- Hilfe Westmecklenburg im Verein SchuLZ e.V. Wismar   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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Gemeinde Gägelow

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/13GV/2016-318
öffentlich

29.07.2016
Lenschow, Kristine

Erklärung gegenüber dem Finanzamt zur Beibehaltung der 
Regelungen des § 2 Abs. 3 UStG in der am 31.12.2015 geltenden 
Fassung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

23.08.2016 Finanzausschuss Gägelow
12.09.2016 Gemeindevertretung Gägelow

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschließt, gegenüber dem Finanzamt folgendes zu erklären: 

„Hiermit erklärt die Gemeinde Gägelow, dass entsprechend § 27 Abs. 22 UStG n.F. für 
sämtliche nach dem 01.01.2017 und vor dem 01.01.2021 ausgeübte Tätigkeitsbereiche und 
damit verbundenen steuerbaren Leistungen § 2 Abs. 3 UStG in der Fassung vom 31.12.2015 
zur Anwendung kommen soll. Uns ist bekannt, dass die Erklärung für alle Tätigkeitsbereiche 
der Gemeinde Gägelow gilt und nur mit Wirkung für das Folgejahr widerrufen werden kann.“
  
Sachverhalt: 

Mit dem Steuerrechtsänderungsgesetz 2015 (BGBl. Vom 05.11.2015, Teil I, S. 1834) wird 
sich die umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen der juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts ab 2017 grundlegend ändern. Generell ist von einer wesentlichen 
Ausweitung der steuerbaren und steuerpflichtigen Leistungen der der juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts auszugehen.

Der Gesetzgeber hat mit dem neu eingefügten § 27 Abs. 22 Umsatzsteuergesetz (UStG) die 
Möglichkeit eröffnet, durch eine einmalige, gegenüber dem Finanzamt bis zum 31.12.2016 
abzugebende Erklärung zu entscheiden, dass die bisherigen Regelungen des § 2 Abs. 3 
UStG in der am 31.12.2015 geltenden Fassung für sämtliche vor dem 01.01.2021 
ausgeführten Leistungen weiterhin gelten. 

Dies macht insbesondere Sinn, da das entsprechende Anwendungsschreiben des BMF, in 
dem genauere Erläuterungen zu erwarten sind, noch nicht vorliegt. Ab dem 01.01.2021 
gelten ausnahmslos für alle steuerbaren und steuerpflichtigen Leistungen die (neuen) 
Vorschriften des UStG. Selbst bei Abgabe der Erklärung muss sich die Gemeinde in den 
kommenden Jahren intensiv auf alle steuerlichen Fragen vorbereiten. So müssen alle 
Leistungen auf den Prüfstand. Hierzu gehören nicht nur die bereits bekannten klassischen 
steuerpflichtigen Leistungen, wie Photovoltaik, Jagdpacht oder Holzverkauf, sondern eben 
auch die Leistungen, die bisher noch nicht relevant waren, da sie vermögensverwaltender 
Art oder unterhalb der Wertgrenze für Betriebe gewerblicher Art liegend waren. Das kann 
auch Kleinstumsätze betreffen oder Leistungen, die bei genauer Prüfung nicht hoheitlicher 
Art sind. Ob die Leistungen im Einzelfall dann steuerbar und steuerpflichtig sind, muss dann 
anhand einer Checkliste überprüft werden, im Ergebnis ist ein entsprechender 
Leistungskatalog zu erstellen. Anschließend ist eine Analyse und Beurteilung der sich 
ergebenden Vorsteuerabzugspotentiale und die Abwägung zur Ermittlung der 
wirtschaftlicheren Alternative erforderlich. 
Wird keine Erklärung abgegeben oder die Erklärung, und damit die Behandlung nach altem 
Recht, später widerrufen, müssen auch die Verträge und die Organisation entsprechend 
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angepasst werden. Mit dem Übergang ins neue Recht sollten in allen Verträgen über 
steuerbare Leistungen entsprechende Steuerklauseln aufgenommen werden. 
  

Finanzielle Auswirkungen: erst nach Vorliegen des BMF-Anwendungsschreibens und 
tiefergehender Analyse absehbar, durch jährliche Widerrufsmöglichkeit der Erklärung ist das 
finanzielle Risiko aber begrenzt.
  
Anlage/n:   

Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich
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